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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. April 1956 

6 — 55121 — 613/56 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdien Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes betreffend das Abkom- 
men über die Internationale Finanz-Corporation 
und betreffend Gouverneure und Direktoren in 
der Internationalen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung, in der Internationalen Finanz- 
Corporation und im Internationalen Währungs- 
fonds 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Das Abkommen über die Internationale Finanz-Corporation und 
das Erläuternde Memorandum zu diesem Abkommen sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 155. Sitzung am 16. März 1956 zur 
Vorlage gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grunidgesetzes die Ansicht ver- 
treten, daß das Gesetz gemäß Artikel 105 Abs. 1 des Gnmdgesetzes 
seiner Zustimmung bedarf im Hinblick auf die in Artikel VI Ab- 
schnitt 9 des Abkommens vorgesehene steuerrechtliche Regelung. 

Die Bundesregierung erhebt gegen diese Ansicht des Bundesrates 
keine Elnwenidungen. 

Im übrigen hat der Bundesrat Änderungen des Gesetzentwurfs nicht 
vorgeschlagen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blüdier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckeiel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rhelnallee 20, Telefon 3351 



Entwurf eines Gesetzes 

betreffend das Abkommen über die Internationale Finanz- 
Corporation und betreffend Gouverneure und Direktoren in der 
Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, in 
der Internationalen Finanz-Corporation und im Internationalen 

Währungsfonds 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz Be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem Abkommen über die Internationale 
Finanz-Corporation (International Finance 
Corporation), das am 11. April 1955 von 
dem Direktorium der Internationalen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung zum 
Zwecke der Vorlage bei den Regierungen 
ihrer Mitgliedstaaten gebilligt worden ist, 
wird zugestimmt. Das Abkommen wird nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Die Bank deutscher Länder wird er- 
mächtigt, gemäß Artikel IV Abschnitt 9 des 
Abkommens als Hinterlegungsstelle für die 
Internationale Finanz-Corporation tätig zu 
sein. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft 
führt den Geschäftsverkehr der Bundesrepu- 
blik Deutschland mit der Internationalen 
Finanz-Corporation gemäß Artikel IV Ab- 
schnitt 10 des Abkommens. 

Artikel 3 

Für eine Änderung des Abkommens gemäß 
seinem Artikel VII darf der Gouverneur für 
die Bundesrepublik Deutschland in der Inter- 
nationalen Finanz-Corporation nur stimmen, 


wenn und soweit er zu dieser Stimmenabgabe 
durch ein Bundesgesetz ermächtigt worden Ist. 

Artikel 4 

(1) Der Gouverneur und der Stellvertre- 
tende Gouverneur für die Bundesrepublik 
Deutschland in der Internationalen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung, die gemäß 
Artikel IV Abschnitt 2 Absatz (b) des Ab- 
kommens kraft Amtes zugleich Gouverneur 
und Stellvertretender Gouverneur in der 
Internationalen Finanz-Corporation sind, 
werden von der Bundesregierung Im Beneh- 
men mit der Bank deutscher Länder bestellt 
und abberufen. Der Gouverneur und der 
Stellvertretende Gouverneur können, soweit 
erforderlich, für die Dauer lihrer Verhinde- 
rung im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster für Wirtschaft einen Zeitweiligen Stell- 
vertretenden Gouverneur ernennen. 

(2) Das der BunidesrepubKk Deutschland 
zustehende Vorschlagsrecnt für die Besetzung 
der Stelle eines Direktors in der Internationa- 
len Bank für Wiederaufbau und Entwicklung, 
der gemäß Artikel IV Abschnitt 4 Absatz (b) 
des Abkommens kraft Amtes zugleich Direk- 
tor der Internationalen Finanz-Corporation 
ist, wird vom Bundesminister für Wirtschaft 
im Benehmen mit der Bank deutscher Länder 
ausgeübt. Der Stellvertretenide Direktor wird 
von dem Direktor nach Weisung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft ernannt und abberu- 
fen. Für die Ernennung eines Zeitweiligen 
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Stellvertretentden Direktors gilt Satz 2 ent- 
sprechend. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß 
für die Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland im Internationalen Währungs- 
fonds. 

Artikel 5 

Die Gouverneure für die Bundesrepublik 
Deutschland in der Internationalen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung, In ider Inter- 
nationalen Finanz-Corporation und im In- 
ternationalen Währungsfonds sowie ihre 
Stellvertreter und Zeitweiligen Stellvertreter 
üben ihre Tätigkeit im Einvernehmen mit 
dem Bundesmmlster für Wirtschaft aus; Ar- 
tikel 3 bleibt unberührt. Die Direktoren 


sowie ihre Stellvertreter und Zeitweiligen 
Stellvertreter sind an die Weisungen des 
Bundesministers für Wirtschaft gebunden. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 7 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft, 

(2) Der Tag, an dem das in Artikel 1 be- 
zeichnete Abkommen nach seinem Artikel IX 
für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Das Direktorium der Weltbank hat am 
11. April 1955 dem Entwurf eines Abkom- 
mens über die Internationale Finanz-Corpo- 
ration (International Finance Corporation 
— IFC) zugestimmt und besdilossen, ihn den 
Regierungen ihrer Mitgliedstaaten zur Ein- 
leitung des Ratifizierungsverfahrens zuzulei- 
ten. Der vorliegende Entwurf bezwedkt, die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die Mit- 
gliedschaft der Bundesrepublik Deutschland 
in der IFC zu schaffen. Außerdem soll das 
Gesetz die Befugnisse der Gouverneure und 
Direktoren, und zwar nicht nur in der IFC, 
sondern auch in derWeltbank (Internationale 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung) 
und im Internationalen Währungsfonds fest- 
legen. Damit soll eine Lücke des Gesetzes 
über den Beitritt der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu den Abkommen über den Inter- 
nationalen Währungsfonds und über die 
Intemationale Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung vom 28. Juli 1952 (BGBL II 
S. 637) geschlossen werden. 

1. Internationale Finanz-Corporation 
(Art. 1 bis 3) 

a) Abkommen und Inkrafttreten 

Der Plan, ein neues internationales Finanzie- 
rungsinstitut mit flexibleren Arbeitsricht- 
Hnien, als sie die Weltbank besitzt, zu errich- 
ten, wird seit mehr als drei Jahren diskutiert. 
Seine Realisierung scheiterte zunächst an der 
ablehnenden Haltung der großen Intdustrle- 
staaten. Nachdem sich aber im November 
1954 die amerikanische Regierung bereit 
erklärt hatte, die Zustimmung des Kongresses 
zu einer Beteiligung an dem geplanten Insti- 
tut einzuholen, sprach sich die Vollversamm- 
lung der Vereinten Nationen im Dezember 
1954 mit 50 : 0 Stimmen bei 5 Enthaltungen 
der Ostblockstaaten für die Gründung der 


Internationalen Finanz-Corporation aus und 
beauftragte die Weltbank, einen Entwurf der 
Statuten (IFC-Abkommen) auszuarbeiten. 
Diese Arbeiten sind am 11. April 1955 abge- 
schlossen worden. 

Das Abkommen über die IFC soll in Kraft 
treten, sobald mindestens 30 Mitgliedstaaten 
der Weltbank ihren Beitritt in verbindlicher 
Form erklärt und mindestens 75 v. H. des 
Grundkapitals gezeichnet haben. Der Kon- 
greß der Vereinigten Staaten von Amerika, 
cles bedeutendsten Mitgliedslandes, hat dem 
Abkommen bereits zugestimmt. 19 weitere, 
meist amerikanische Staaten, idarunter aber 
Großbritannien, Indien und Kanada, haben 
es schon unterzeichnet; die Beitrittsurkunde 
hinterlegt haben Kanada und Island. Darüber 
hinaus haben die Regierungen einer großen 
Anzahl weiterer Staaten, darunter diejenigen 
Frankreichs und der Bundesrepublik Deutsch- 
land, ihre grundsätzliche Bereitschaft, die Zu- 
stimmung ihrer Parlamente herbeizuführen, 
erklärt. Da insgesamt 49, also weit mehr als 
30 Staaten, die nach der in dem Abkommen 
vorgesehenen Quoten auf teilung auch zur 
Übernahme von mehr als 75 v. H. des vor- 
gesehenen Grundkapitals verpflichtet sind, 
zur Teilnahme zumindest grundsätzlich be- 
reit sind, kann mit der Gründung der IFC 
mit großer Wahrscheinlichkeit gerechnet 
werden. 

b) Mitgliedschaft und Grundkapital 

Der IFC können alle Mitgliedsländer der 
Weltbank beitreten. Das Grundkapital ist 
auf 100 000 000 US-Dollar festgesetzt wor- 
den. Es soll von den Mitgliedern im Verhält- 
nis ihrer Beteiligung an der Weltbank aufge- 
bracht werden. Dementsprechend ist in dem 
Abkommen z. B. der Anteil der USA auf 
ca. 35,2, derjenige des Vereinigten König- 
reichs auf 14,4 und derjenige der Bundesrepu- 
blik Deutschland auf 3,665 Mio $ festgesetzt 
worden. Die Einzahlungen auf das gezeich- 
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n€te Kapital haben in Gold oder in US-$ zu 
erfolgen. Der für die deutsche Beteiligung 
erforderliche Betrag im Gegenwert von rd. 
15,4 Mio DM ist bereits in den Bundeshaus- 
halt 1955 (Kap. A 60 03 Tit. 893) eingestellt 
worden. 

c) Organisation 

Der organisatorische Aufbau der IFC lehnt 
sich eng an die Gliederung der Weltbank an. 
Oberstes Gremium ist der Gouverneursrat, 
dem alle Mitgliedsrander angehören. Der 
Gouverneursrat kann jedoch den größten 
Teil seiner Zuständigkeit auf das Direkto- 
rium delegieren, das damit das eigentliche 
Steuerungsorgan der Corporation wird. Das 
Direktorium der Weltbank ist gleichzei- 
tig in Personalunion Direktorium der IFC, 
jedoch mit der Maßgabe, daß nur diejenigen 
Weltbankdirektoren dem Direktorium der 
IFC angehören, die wenigstens ein Land ver- 
treten, das auch die Mitgliedschaft in der IFC 
erwirbt. Vorsitzender des Direktoriums der 
IFC ist der Präsident der Weltbank, der, 
außer bei Stimmengleichheit, nicht stimmbe- 
rechtigt Ist. Auf Grund des dem Präsidenten 
der Weltbank eingeräumten Vorschlagsrechts 
ist aber gegen seinen Willen eine Ernennung 
des Präsidenten der IFC, also des Leiters der 
Verwaltung und eigentlich ausführenden Or- 
gans der Corporation, durch das Direktorium 
nicht möglidi. Diese Regelung gibt dem 
Weltbankpräsidenten ein erhebliches Gewicht 
In der Internationalen Finanz-Corporation, 
ohne ihn mit der Verantwortung für die 
laufende Geschäftstätigkeit zu belasten. 

Auch sonst wird die Verhindung zwischen 
Weltbank und IFC sehr eng sein. Es ist anzu- 
nehmen, daß viele Beamte der Bank in Per- 
sonalunion auch für die IFC tätig werden, um 
Doppelatbelt, z. B. bei der Überprüfung der 
wirtschaftlichen Situation der einzelnen Län- 
der, zu vermeiden. Gleichwohl stellt die IFC 
eine selbständige Rechtspersönlichkeit dar. 
Sie darf keine Finanztransaktionen mit der 
Weltbank durchführen. 

Die IFC wird, wie In Art. IV Abschn. 7 des 
Abkommens festgelegt, Verbindung mit den 
Vereinten Nationen auf nehmen und mög- 
licherweise den Status einer Sonderorganisa- 
tion der Vereinten Nationen annehmen, den 
die Weltbank und der Internationale Wäh- 
rungsfonds schon besitzen. 

d) Aufgaben 

Wie in Art. I des Abkommens festgelegt ist, 
wird die IFC zur Finanzierung der Errich- 


tung, Modernisierung und Erweiterung von 
produktiven privaten Unternehmungen bei- 
tragen. Die Corporation soll nicht Selbst- 
zweck im Sinne eines auf Gewinnerzielung 
gerichteten Bankinstituts sein, sie soll viel- 
mehr nur ergänzend neben den privaten Ka- 
pitalmarkt treten und finanzielle Hilfe bei 
solchen Investitionsvorhaben gewähren, bei 
denen private Kapitalgeber zunächst noch 
nicht zu Kapitallnvestiertingen bereit sind, 
also namentlich während der Anlaufzeit eines 
Projektes. Die IFC wird sich daher jeweils 
aus ihren Engagements zurückziehen, sobald 
die Refinanzierung am internationalen Kapi- 
talmarkt möglich ist. 

Die IFC darf Anleihen auch an private Un- 
ternehmen ohne die Notwendigkeit staat- 
licher Garantien gewähren. Sie wird die Be- 
gebung ihrer Kredite nach der Leistungsfähig- 
keit des Kreditnehmers ausrichten. Sie Ist da- 
durch in ihrer Geschäftstätigkeit freier ge- 
stellt als die Weltbank. Als Kreditnehmer 
der Weltbank sind in erster Linie die Mit- 
gliedstaaten selbst aufgetreten. Aber auch in 
den Fällen, In denen die Weltbank einem 
Unternehmen unmittelbar eine Anleihe ge- 
währt, Ist sie auf Grund ihrer Statuten ver- 
pflichtet, die Stellung einer Garantie des be- 
treffenden Staates zur Sicherung von Amor- 
tisation und Zinsendienst zu verlangen. Die- 
ses Erfordernis hat die Anleihetätigkeit der 
Weltbank eingeengt. Die IFC, die keine Ga- 
rantie des Staates für ihre Kredite benötigt, 
geht diesen Schwierigkeiten aus dem Wege. 

Die IFC darf ebensowenig wie die Weltbank 
Direktbeteiligungen übernehmen, sondern 
nur Anleihen gewähren. Um aber dem erst 
neu, meist wohl in unterentwickelten Län- 
dern, aufzubauenden Unternehmen nicht eine 
sofortige, betragsmäßig fixierte Zinsbelastung 
aufzubürden, kann sie die Höhe der Zinsbela- 
stung aiifzubürden,kann sie die Höhe der Zins- 
belastung der Kreditnehmer von der Höhe 
ihrer Gewinne abhängig machen. Um anderer- 
seits aber solche Kredite, die zunächst den Cha- 
rakter einer stillen Beteiligung haben, auch 
zur späteren Refinanzierung am privaten 
Kapitalmarkt attraktiv zu machen, wird dem 
privaten Unternehmen die Umwandlung der 
Kredite in echtes Betemgungskanital, d. h. 
praktisch meist in Aktien, ermöglicht wer- 
den. Die IFC selbst wird jedoch das Um- 
tauschrecht nicht ausüben. 

Dadurch, daß die IFC die ihr von den Kre- 
ditnehmern übergebenen Schuldtitel so bald 
als möglich, d. h. wenn das finanzierte Unter- 
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nehmen in die Gewinnzone gelangt ist, auf 
dem Markt verkauft, ergibt sich ein schneller 
Rückfluß ihrer Mittel, deren revoltierender 
Einsatz trotz des relativ beschränkten Grund- 
kapitals eine beachtliche Wirkung erwarten 
läßt. 

Die Weltbank hat sich in erster Linie die 
Finanzierung von Schlüsselprojekten zum 
Ziele gesetzt, die in dem jeweiligen Gebiet 
erst die Voraussetzungen für einen fortschrei- 
tenden wirtschaftlichen Aufbau schaffen oder 
sie entscheidend verbessern. Demgemäß hat 
das Schwergewicht der Anleihegewährung der 
Bank bisher auf den Gebieten der Energie- 
wirtschaft, des Verkehrswesens, der Wasser- 
wirtschaft und anderer Grundindustrien so- 
wie der Landwirtschaft gelegen. Die IFC wird 
demgegenüber hauptsächlich die Finanzierung 
von Leichtindustrien, die bald rentabel zu 
werden versprechen, übernehmen und damit 
ergänzend neben die Weltbank treten. 

Die Tätigkeit der IFC wird dazu beitragen, 
die ständig steigenden Kreditbedürfnisse der 
unterentwickelten Länder zu befriedigen. Die 
Erfahrungen der Weltbank, die dem neuen 
Institut zur Verfügung stehen, gewährleisten, 
daß «die Mittel der IFC wirtschaftlich und mit 
bestmöglichem Wirkungsgrad eingesetzt wer- 
den. 

e) Bedeutung der Mitgliedschaft für die Bun- 
desrepublik 

Zu «den wesentlichen Grundsätzen der Politik 
der Bundesregierung gehört «die Unterstüt- 
zung aller Maßnahmen, die die internationale 
Zusammenarbeit fördern. Schon dieser Grund 
gebietet die Beteiligung an einer internatio- 
nalen Institution, die der Beschleunigung 
der Entwicklung der Weltwirtschaft zu die- 
nen geeignet ist, dies um so mehr, als die 
Übernahme der Beteiligung der Bundesrepu- 
blik keine unzumutbaren rinanziellen Lasten 
auferlegt. Die Arbeit der IFC wird sich nicht 
nur zugunsten der von ihr unmittelbar ge- 
förderten, d. h. meist der unterentwickelten 
Länder auswirken, sondern auch positive 
Rückwirkungen auf die Industrieländer mit 
sich bringen. Denn die Finanzierungen der 
IFC werden zu zusätzlichen Exporten von 
Investitionsgütern aus den hochentwickelten 
Staaten, darunter auch der Bundesrepublik 
führen, wobei als besonders erfreulldi der 
Umstand zu bewerten ist, daß bei diesen Lie- 
ferungen normale Zahlungsbedingungen zur 
Anwendung kommen und damit die Not- 
wendigkeit von Kreditgewährungen durch 


den Exporteur regelmäßig entfallen wird. 
Auch insoweit erweist sich daher die Beteili- 
gung der Bundesrepublik an dem neuen In- 
stitut als zweckmäßig und erwünscht. 

Zur weiteren Erräuterung des Abkommens- 
textes wird auf das als Anlage in Überset- 
zung beigefügte „Erräuternde Memorandum“, 
den von dem Direktorium der Weltbank 
herausgegebenen Kommentar des Abkom- 
mens, verwiesen. 

2. Gouverneure und Direktoren in der In- 
ternationalen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung, in der Internationalen 
Finanz-Corporation und im Internatio- 
nalen Währungsfonds (Art. 4 und 5) 

Die gesetzliche Grundlage für den Erwerb 
der Mitgliedschaft in der Internationalen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
(Weltbank) und Im Inteirnationalen Wäh- 
rungsfonds (IMF) «durch die Bundesrepublik 
ist das Gesetz über den Beitritt der Bundes- 
republik Deutschland zu den Abkommen 
über den Internationalen Währungsfonds 
und über die Internationale Bank für Wie- 
deraufbau und Entwicklung vom 28. Juli 
1952 (BGBl. II S. 637). Dieses Gesetz regelt 
nicht die Rechtsstellung der Gouverneure und 
Direktoren im Verhältnis zu den Bundes- 
instanzen. 

Das Fehlen entsprechender Vorschriften ist 
nicht unbedenklich. Die Gouverneure sind 
Mitglieder des höchsten Gremiums der Orga- 
nisation (Art. V Abschn. 2 Weltbankabkom- 
men; Art. XII Abschn. 2 IMF- Abkommen; 
Art. IV Abschn. 2 IFC- Abkommen) und zur 
Beschlußfassung über besonders wichtige An- 
gelegenheiten berufen (z. B. Aufnahme neuer 
Mitglieder, Ausschließung von Mitgliedern, 
Wahl der Direktoren, Beendigung der Tätig- 
keit des Instituts, verbindliche Auslegung des 
Abkommens). Die Befugnis zur Durchfüh- 
rung der laufenden Geschäfte ist auf das Di- 
rektorium delegiert worden. Praktisch wird 
die Politik «der Organisation damit von den 
Direktoren geleitet, deren Befugnisse in 
Art. V Abschn. 4 des Weltbank- Abkommens, 
Art. XII Abschn. 3 des IMF- Abkommens und 
Art. IV Abschn. 4 des IFC- Abkommens gere- 
gelt sind. Die erhebliche Bedeutung, die den 
Beschlüssen des Gouverneursrates und des Di- 
rektoriums zukommt, 'gebietet eine Regelung 
der Rechtsstellung der deutschen Gouver- 
neure und Direktoren gegenüber der Bundes- 
regierung. 
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Schwierigkeiten werden sich insoweit im all- 
gemeinen nicht ergeben, als es sidi bei den 
Repräsentanten der Bundesrepiiblik in den 
genannten Organisationen um Minister, die 
der parlamentarisdien Kontrolle unterliegen, 
oder um dorthin delegierte Beamte handelt, 
die auf Grund der einschlägigen dienstrecht- 
lichen Bestimmungen auch für diesen Aufga- 
benbereich der Weisungsbefugnis ihres Dienst- 
herrn und der disziplinarischen Verantwor- 
tung unterworfen bleiben. Unklarheiten kön- 
nen aber dann bestehen, wenn eine nicht im 
öffentlichen Dienst stehende Persönlichkeit 
z. B. zum Direktor bestellt wird. Die eigen- 
artige Doppelstellung des Direktors, einmal 
als von der internationalen Organisation be- 
soldetes Vorstandsmitglied, zum anderen aber 
als Beauftragter .der Mitgliedsregierung, läßt 
eine gesetzliche Regelung angezeigt erschei- 
nen, wie sie z. B. die Vereinigten Staaten von 
Amerika in dem für ihren Beitritt zur Welt- 
bank und IMF maßgeblichen Gesetz (Bretton 
Woods Agreement Act vom 31. Juli 1945) 
getroffen haben. 

IL Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Art. 1 

Die Zustimmung der gesetzgebenden Körper- 
schaften zum Abkommen ist erforderlich, 
weil sich das Abkommen auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht (Art. 59 
Abs. 2 Satz 1 GG). 

Zu Art. 2 

Abs. 1 ermächtigt die Bank deutscher Länder, 
als Hinterlegungsstelle tätig zu sein. Damit 
wird zum Ausdruck gebracht, daß der bank- 
mäßige Geschäftsverkehr zwischen der IFC 
und der Bundesrepublik, soweit erforderlich, 
mit der Bank deutscher Länder geführt wird. 
Die Bank deutscher Länder bedarf dieser Er- 
mächtigung, da diese Aufgabe zumindest teil- 
weise eine Ausweitung der ihr in Art. III des 
Gesetzes über die Errichtung der Bank deut- 
scher Länder gestatteten Gesdiäftstatigkeit 
darstellt. 

Abs. 2 bestimmt, daß der Bundesminister für 
Wirtschaft den Geschäftsverkehr mit der 
IFC, soweit es sidi nidit um rein bankge- 
schäftliche Transaktionen handelt, führt. 

Zu Art, 3 

In Art. VII des Abkommens über die IFC ist 
bestimmt, daß das Abkommen mit den Stim- 


men von drei Fünftel der Gouverneure, die 
vier Fünftel der gesamten Stimmrechte ver- 
treten, abgeändert werden kann (Abs. (a)). 
Für bestimmte qualifizierte Fälle (Abs. (b)), 
nämlich eine Änderung 

a) des Redits zum Austritt aus der Corpo- 
ration gemäß Art. V Abschn. 1, 

b) des durch Art. II Abschn. 2 Abs. (d) zu- 
gesicherten Bezugsrechts bei Kapitaler- 
höhungen, 

c) der durdi Art. II Abschn. 4 vorgesehenen 
Haftungsbeschränkung 

wird die Zustimmung aller Gouverneure ge- 
fordert. Damit wird den Gouverneuren, also 
Einzelpersonen, gestattet, ein Abkommen, 
das durch die parlamentarische Zustimmung 
in innerstaatliches Recht transformiert wor- 
den ist, abzuändern. In den Abkommen über 
den IMF (Art. XVII) und über die Weltbank 
(Art. VIII) sind Änderungen den Mitgliedern, 
also den Staaten Vorbehalten, die ihre Zu- 
stimmung in dem jeweils innner staatlich- 
staatsrechtlich vorgeschriebenen Verfahren 
erteilen. Die abweichende Formulierung des 
IFC-Abkommens soll nach der Absicht der 
Mehrzahl der Mitglieder der Vereinfachung 
des Verfahrens dienen. Die deutsdierseits vor- 
getragenen Bedenken haben in den Diskussio- 
nen Im Weltbankdirektorium keine Reso- 
nanz gefunden. 

Die Bundesregierung hält es für angebracht, 
in das Zustimmungsgesetz eine Bestimmimg 
des Inhalts aufzunehmen, daß der deutsdie 
Gouverneur für eine Änderung des Abkom- 
mens nur stimmen darf, wenn und soweit er 
zu dieser Stimmabgabe -durch ein Bundesge- 
setz ermächtigt worden ist. Durch diese Be- 
stimmung wird — wenn man von dem un- 
wahrscheinlichen Fall absieht, daß der deut- 
sche Gouverneur in der IFC einer Änderung 
des Abkommens entgegen der Vorschrift des 
Art. 3 des Zustimmungsgesetzes ohne beson- 
dere gesetzliche Ermäditigung zustimmt — 
sichergestellt, daß eine Änderung der in 
Art. VII Abs. (b) genannten besonders wich- 
tigen Bestimmungen des Abkommens nur 
mit Zustimmung der deutschen gesetzgeben- 
den Körperschaften erfolgen kann. Die Mög- 
lichkeit, daß das Abkommen gegen ihren 
Willen geändert wird, bleibt zwar bezüglich 
der weniger bedeutungsvollen, nicht in 
Art. VII Abs. (b) des Abkommens genannten 
Bestimmungen bestehen, weil derartige Än- 
derungen nach Art. VII Abs. (a) u. U. auch 
gegen die Stimme des deutschen Gouverneurs 
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besdilossen werden könnten. Eine Über- 
stimmung des deutschen Gouverneurs als 
des Vertreters eines der wichtigsten Mit- 
gliedstaaten dürfte bei Abstimmungen über 
Änderungen des Abkommens jedoch kaum 
zu erwarten sein. 

Das amerikanische Zustimmungsgesetz ent- 
hält eine dem Art. 3 entsprechende Vorschrift. 

Zu Art. 4 

Abs. 1 regelt die Bestellung der Gouverneure 
in der Weltbank. Da der Gouverneur sat- 
zungsmäßig der erste Repräsentant der Mit- 
gliedstaaten lin der Organisation ist, scheint 
es erforderlich, ihn und seinen Stellvertreter 
durch die Bundesregierung, d. h. durch Kabi- 
nettsbeschluß bestellen zu lassen. Der Bank 
deutscher Länder ist wegen der kredit- und 
währungspolitischen Bedeutung der Institute 
ein Mitwirkungsrecht zugestanden. 

Abs. 2 regelt idie Bestellung des Direktors in 
der Weltbank, Die Direktoren in der Welt- 
bank und im IMF werden, abgesehen von 
den Direktoren der fünf Länder mit den 
größten Kapitalbeteiligungen, die einen stän- 
digen Sitz im Direktorium haben, gewählt. 
Dabei erfolgt die Wahl praktisch in der 
Weise, daß sich bestimmte Länder zu soge- 
nannten Stimmrechtsgruppen zusammen- 
schließen und sich auf die Verteilung der 
Direktoren- und Stellvertreter-Posten eini- 
gen. Die Bundesrepublik als das Land mit der 
sechstgrößten Quote verfügt z. Z. über eine 
ausreichende Stimmenzahl, um zur Wahl 
ihrer Direktoren nicht mehr auf die Unter- 
stützung anderer Länder angewiesen zu sein. 
Das in Abs. 2 genannte Vorschlagsrecht stellt 


daher z. Z. praktisch ein Ernennungsrecht 
dar. Bei der Aufnahme neuer Länder oder bei 
einer Veränderung des Anteilsverhältnisses 
kann aber ein Zusammengehen mit anderen 
Staaten wieder notwendig werden. 

Das Vorschlagsrecht wird durch den zustän- 
digen Ressortminister ausgeübt, der aber nach 
allgemeinen Verwaltungsgrundsätzen im Ein- 
vernehmen mit den übrigen beteiligten Res- 
sorts, dem Bundesminister der Finanzen und 
dem Bundesminister des Auswärtigen, han- 
deln und der Bank deutscher Länder ein Mit- 
wirkungsrecht zugestehen wird. Die Einzel- 
heiten werden durch interministerielle 
Vereinbarungen geregelt, 

Abs. 3 sieht vor, daß die Gouverneure und 
Direktoren ides Internationalen Währungs- 
fonds in gleicher Weise wie bei der Weltbank 
bestellt werden. Die Gleichstellung ist gebo- 
ten, da die organisatorische Gliederung des 
IMF derjenigen der Weltbank im wesent- 
lichen entspricht. 

Zu Art, 5 

Da zu Gouverneuren in Weltbank, IFC und 
IMF in der Regel besonders hervorragende 
Persönlichkeiten ernannt werdei;, wird da- 
von abgesehen, sie einem Weisungsrecht des 
Bundesministers für Wirtschaft als des zu- 
ständigen Ressortministers zu unterwerfen. 
Sie müssen aber im Einvernehmen mit ihm 
handeLn. 

Die Direktoren sind an die Weisungen des 
Bundesministers für Wirtschaft gebunden, 
der seine Weisungen nur nach Abstimmung 
mit den jeweils beteiligten Ressorts und der 
Bank deutscher Länder erteilen wird. 
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Articles of Agreement of the 
International Finance Corporation 


The Governments on whose behalf this Agreement is 
signed agree as follows: 

Introductory Article 

The International Finance Corporation (hereinafter 
called the Corporation) is established and shall operate 
in accordance with the following provisions; 


ARTICLE I 

Purpose 

The purpose of the Corporation is to further economic 
development by encouraging the growth of productive 
piivate enterprise in member countries, particularly in 
the less developed areas, thus supplementing the activ- 
ities of the International Bank for Reconstruction and 
Development (hereinafter called the Bank). In carrying 
out this purpose, the Corporation shall: 

(i) in association with private Investors, assist in 
financing the establishment, improvement and ex- 
pansion of productive private enterprises whidi 
would contribute to the development of its 
member countries by making Investments, without 
guarantee of repayment by the member govern- 
ment concerned, in cases where sufficient private 
Capital is not available on reasonable terms; 

(ii) seek to bring together investment opportunities, 
domestic and foreign private Capital, and experi- 
enced management; and 

(iii) seek to stimulate, and to help create conditions 
conducive to, the flow of private Capital, domestic 
and foreign, into productive investment in member 
countries. 

The Corporation shall be guided in all its decisions by 
the provisions of this Article. 

ARTICLE II 

Membership and Capital 

Section 1 

Membership 

(a) The original members of the Corporation shall be 
those members of the Bank listed in Sdiedule A hereto 
which shall, on or before the date specified in Article 
IX, Section 2 (c), accept membership in the Corporation. 

(b) Membership shall be/ open to other members of the 
Bank at such times and in accordance with such terms 
as may be prescribed by the Corporation. 

Section 2 

Capital Stodc 

(a) The authorized Capital stock of the Corporation 
shall be $100,000,000, in terms of United States dollars. 

(b) The authorized Capital stock shall be divided into 
100,000 shares having* a par value of one thousand Unit- 
ed States dollars each. Any such shares not initially sub- 
scribed by original members shall be available for sub- 
sequent subscription in accordance with Section 3 (d) of 
this Article 

(c) The amount of Capital stock at any time authorized 
m^y be increased by the Board of Governors as follows: 


Abkommen über die 
Internationale Finanz-Corporation 

(Übersetzung) 

Die Regierungen, in deren Namen dieses Abkommen 
unterzeichnet ist, kommen wie folgt überein: 

Einführungsartikel 

Die Internationale Finanz-Corporation (im folgenden 
Cörporation genannt) wird nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen errichtet und tätig: 


ARTIKEL I 

Aufgabe 

Die Aufgabe der Corporation besteht in der Unter- 
stützung der wirtschaftlichen Entwicklung durch Förde- 
rung produktiver privater Unternehmen in den Mitglieds- 
ländern — insbesondere in den weniger entwickelten 
Gebieten — . Hierdurch wird gleichzeitig die Tätigkeit 
der Internationalen Bank für Wiederaufbau und Ent- 
wicklung (im folgenden Bank genannt) ergänzt. Bei der 
Durchführung dieser Aufgabe hat die Corporation 

(i) gemeinsam mit privaten Kapitalgebern bei der 
Finanzierung der Errichtung, Modernisierung und 
Erweiterung produktiver privater Unternehmen,* 
die zur Leistung eines Beitrages zu der Entwick- 
lung in ihren Mitgliedsländern geeignet sind, durch 
Kapitalanlagen ohne Rückzahlungsgarantie der 
betreffenden Mitgliedsregierung in den Fällen be- 
hilflich zu sein, in denen genügend privates Kapital 
zu angemessenen Bedingungen nicht erhältlich ist; 

(ii) bestrebt zu sein, Gelegenheiten zur Kapitalanlage, 
in- und ausländisches privates Kapital sowie er- 
fahrene Geschäftsführung zusammenzubringen und 

(iii) bestrebt zu sein, Verhältnisse, die zur Herbei- 
führung des Flusses von privatem in- und auslän- 
dischem Kapital in produktive Kapitalanlagen in 
den Mitgliedsländern geeignet sind, anzuregen und 
bei ihrer Schaffung mitzuhelfen. 

Die Bestimmungen dieses Artikels sind für alle Ent- 
scheidungen der Corporation maßgebend. 


ARTIKEL II 

Mitgliedschaft und Kapital 

Abschnitt 1 

Mitgliedschaft 

(a) Stammitglieder der Corporation sind die im Ver- 
zeichnis A aufgeführten Mitglieder der Bank, die an oder 
bis zu dem in Artikel IX Abschnitt 2 Absatz (c) fest- 
gesetzten Zeitpunkt die Mitgliedschaft in der Corporation 
annehmen. 

(b) Die Mitgliedschaft steht anderen Mitgliedern der 
Bank zu den von der Corporation festgesetzten Zeit- 
punkten und Bedingungen offen. 

Abschnitt 2 

Grundkapital 

(a) Das genehmigte Grundkapital der Corporation be- 
trägt 100 000 000 United States-Dollar. 

(b) Das genehmigte Grundkapital ist in 100 000 Anteile 
mit einem Nennwert von je 1000 United States-Dollar 
aufgeteilt. Von den Stammitgliedern nicht von Anfang 
an gezeichnete Anteile stehen für eine spätere Zeichnung 
gemäß Abschnitt 3 Absatz (d) dieses Artikels zur Ver- 
fügung. 

(c) Der Betrag des Grundkapitals in der jeweils ge- 
nehmigten Höhe kann durch den Gouverneursrat wie 
folgt erhöht werden: 
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(i) by a majority of the votes cast, in case such in- 
crease is necessary for the purpose of issuing 
shares of Capital stock on initial subscription by 
members other than original members, provided 
that the aggregate of any increases authorized 
pursuant to this subparagraph shall not exceed 
10,000 shares; 

(ii) in any other case, by a three-fourths majority of 
the total voting power. 

(d) In case of an increase authorized pursuant to para- 
graph (c) (ii) above, eadi member shall have a reason- 
able opportun! ty to subscribe, under such conditions as 
the Corporation shall decide, to a proportion of the in- 
crease of stodc equivalent to the proportion which its 
stock theretofore subscribed bears to the total Capital 
stock of the Corporation, but no member shall be obligat- 
ed to subscribe to any part of the increased Capital. 

(e) Issuance of shares of stock, other than those sub- 
scribed either on initial subscription or pursuant to Para- 
graph (d) above, shall require a three-fourths majority 
of the total voting power. 

(f) Shares of stock of the Corporation shall be 
available for subscription only by, and shall be issued 
only to, members. 

Section 3 

Subscriptions 

(a) Each original member shall subscribe to the number 
of shares of stock set forth opposite its name in 
Schedule A. The number of shares of stock to be sub- 
scribed by other members shall be determined by the 
Corporation. 

(b) Shares of stock initially subscribed by original 
members shall be issued at par. 

(c) The initial subscription of each original member 
shall be payable in full within 30 days after either the 
date on which the Corporation shall begin operations 
pursuant to Article IX, Section ’ 3 (b), or the date on 
which such original member becomes a member, which- 
ever shall be later, or at such date thereafter as the 
Corporation shall determine. Payment shall be made in 
gold or United States dollars in response to a call by 
the Corporation which shall specify the place or places 
of payment. 

(d) The price and other terms of subscription of shares 
of stock to be subscribed, otherwise than on initial sub- 
scription by original members, shall be determined by 
the Corporation. 

Section 4 

Limitation on Liability 

No member shall be liable, by reason of its member- 
ship, for obligations of the Corporation, 

Section 5 

Restriction on Transfers and Pledges of Shares 

Shares of stock shall not be pledged or encumbered in 
any manner whatever, and shall be transferable only to 
the Corporation. 


ARTICLE III 

Operations 

Section 1 
Financing Operations 

The Corporation may make investments of its funds in 
productive private enterprises in the territories of its 
members. The existence of a government or other public 
interest in such an enterprise shall not necessarily pre- 
clude the Corporation from making an investment 
therein. 


(ij Durch Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
wenn die Erhöhung für die Ausgabe von An- 
teilen am Kapital für die Erstzeichnung von 
Mitgliedern, die keine Stammitglieder sind, 
erforderlich wird, soweit die Summe jeder 
gemäß diesem Unterabschnitt vorgenommenen 
Erhöhung 10 000 Anteile nicht übersteigt; 

(ii) in jedem anderen Falle durch Dreiviertel-Mehr- 
heit der gesamten Stimmrechte. 

(d) Bei .einer Erhöhung gemäß Absatz (c) (ii) ist jedem 
Mitglied angemessene Gelegenheit zu geben, zu den von 
der Corporation festgesetzten Bedingungen einen dem 
von ihm bereits gezeichneten Anteil am Kapital der 
Corporation entsprechenden Teil des Betrages, um den 
das Kapital erhöht wird, zu zeichnen. Kein Mitglied ist 
jedoch verpflichtet, einen Teil des erhöhten Kapitals zu 
zeichnen. 

(e) Soweit es sich nicht um Erstzeichnungen oder um 
Zeichnungen gemäß Absatz (d) handelt, bedarf die Aus- 
gabe von Anteilen am Kapital einer Dreiviertel-Mehrheit 
der gesamten Stimmrechte. 

(f) Anteile am Kapital der Corporation können nur 
von Mitgliedern gezeichnet und nur an solche ausge- 
geben werden. 

Abschnitt 3 

Zeichnungen 

(a) Jedes Stammitglied zeichnet die Anzahl der Anteile, 
die im Verzeichnis A neben seinem Namen aufgeführt 
sind. Die Anzahl der von anderen Mitgliedern zu zeich- 
nenden Anteile am Kapital wird von der Corporation 
festgesetzt. 

(b) Anteile am Kapital aus der Erstzeichnung der 
Stammitglieder werden zum Nennwert ausgegeben. 

(c) Die Erstzeichnung jedes Stammitgliedes ist inner- 
halb von 30 Tagen voll einzuzahlen, nachdem die Cor- 
poration ihre Tätigkeit gemäß Artikel IX Abschnitt 3 
Absatz (b) aufnimmt, oder zu dem Zeitpunkt, an dem 
das betreffende Stammitglied die Mitgliedschaft erwirbt 
(je nachdem, welcher Zeitpunkt später liegt), oder zu 
einem nachfolgenden von der Corporation festzusetzen- 
den Zeitpunkt. Die Zahlung ist in Gold oder United 
States-Dollar auf Anforderung der Corporation, die den 
Ort oder die Orte für die Zahlung bestimmen wird, zu 
leisten. 

(d) Die Corporation setzt den Preis und andere Zeich- 
nungsbedingungen für die außerhalb der Erstzeichnungen 
durch Stammitglieder gezeichneten Kapitalanteile fest. 


Abschnitt 4 
Beschränkung der Haftung 

Kein Mitglied haftet auf Grund seiner Mitgliedschaft 
für die Verbindlichkeiten der Corporation. 

Abschnitt 5 

Beschränkung der Übertragung und der Verpfändung 
von Anteilen 

Anteile am Kapital können weder verpfändet noch 
sonstwie belastet und nur an die Corporation übertragen 
werden. 


ARTIKEL III 

Geschäftstätigkeit 

Abschnitt 1 
Finanzierungstätigkeit 

Die Corporation kann ihre Mittel in produktiven pri- 
vaten Unternehmen im Gebiet ihrer Mitglieder investie- 
ren. Eine Beteiligung einer Regierung oder einer anderen 
öffentlichen Stelle een dem Unternehmen schließt nicht 
notwendigerweise aus, daß die Corporation in dem 
Unternehmen Kapital anlegt. 
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Section 2 
l^orms of Financing 

(a) The Corporation's financing shall not take the 
form of Investments in Capital stodc. Subject to the fore- 
going, the Corporation may make investments of its 
funds in such form or forms as it may deem appropriate 
in the circumstances, including (but without limitation) 
investments according to the holder thereof the right to 
participate in earnings and the right to subscribe to, or to 
convert the investment into, Capital stock. 


(b) The Corporation shall not itself exercise any right 
to subscribe to, or to convert any investment into, 
Capital stock. 


Section 3 
Operational Principles 

The operations of the Corporation shall be conducted 
in accordance with the following principles: 

(i) the Corporation shall not undertake any financing 
for which in its opinion sufficient private Capital 
could be obtained on reasonable terms ; 

(ii) the Corporation shall not finance an enterprise in 
the territories of any member if the member ob- 
jects to such financing; 

(iii) the Corporation shall impose no conditions that 
the proceeds of any financing by it shall be spent 
in the territories of any particular country; 

(iv) the Corporation shall not assume responsibility 
for managing any enterprise in which it has 
invested; 

(v) the Corporation shall undertake its financing on 
terms and conditions which it considers appropri- 
ate, taking into account the requirements of the 
enterprise. the risks being undertaken by the Cor- 
poration and the terms and conditions normally 
obtained by private investors for similar financ- 
ing; 

(vi) the Corporation shall seek to revolve its funds by 
selling its investments to private Investors when- 
ever it can apptopriately do so on satisfaCtory 
terms; 

(vii) the Corporation shall seek to maintain a reason- 
able diversificatron in its investments. 


Section 4 
Protection of Interests 

Nothing in this Agreement shall prevent the Corpora- 
tion, in the event of actual or threatened default on any 
of its Investments, actual or threatened insolvency of 
the enterprise in which such investment shall have been 
made, or other situations which, in the opinion of the 
Corporation, threaten to' jeopardize such investment, 
from taking such action and exercising such rights as it 
may deem necessary for the protection of its interests. 


Section 5 

Applicability of certain foreign exchange Restrictions 

Funds received by or payable to the Corporation in re- 
spect of an investment of the Corporation made in any 
member's territories pursuant to Section 1 of this Article 
shall not be free, solely by reason of any Provision of 
this Agreement, from generally applicable foreign ex- 
change restrictions, regulations and Controls in force in 
the territories of that member. 


Abschnitt 2 

Arten der Finanzierung 

(a) Die Finanzierungen der Corporation dürfen nicht 
in Form des Erwerbs von Anteilen am Eigenkapital er- 
folgen. Vorbehaltlich des vorher Gesagten kann die Cor- 
poration Kapitalanlagen in der Form, die sie nach Lage 
des Falles für geeignet hält, vornehmen, einschließlich 
(jedoch nicht beschränkt auf) Kapitalanlagen, die den 
Kapitalgeber zur Teilnahme an den Gewinnen berech- 
tigen und ihm das Recht zur Zeichnung von Eigenkapital 
oder zur Umwandlung der Kapitalanlagen in Eigen- 
kapital zugestehen, 

(b) Die Corporation selbst darf ein Recht zur Zeich- 
nung von Eigenkapital oder zur Umwandlung ihrer 
Kapitalanlage in Eigenkapital nicht ausüben. 


Abschnitt 3 

Grundsätze für die Geschäftstätigkeit 

Die Geschäftstätigkeit der Corporation ist gemäß den 
folgenden Grundsätzen durchzuführen: 

(i) Die Corporation unterläßt Finanzierungen, für die 
nach ihrer Ansicht genügend privates Kapital zu 
angemessenen Bedingungen erhältlich ist; 

(ii) die Corporation darf ein Unternehmen im Gebiet 
ihrer Mitglieder nicht finanzieren, wenn das Mit- 
glied gegen diese Finanzierung Einspruch erhebt; 

(iii) ‘ die Corporation darf nicht Bedingungen auferlegen, 

wonach der Anleihegegenwert im Gebiet eines be- 
stimmten Landes ausgegeben werden muß; 

(iv) die Corporation darf für die Leitung von Unter- 
nehmen, in denen sie Kapital angelegt hat, keine 
Verantwortung übernehmen; 

(v) die Corporation hat ihre Finanzierungen zu den 
von ihr als richtig erachteten Bedingungen durch- 
zuführen. Sie wird dabei die Erfordernisse des 
Unternehmens, die von der Corporation übernom- 
menen Risiken und die üblicherweise privaten 
Kapitalgebern bei ähnlichen Finanzierungen ge- 
währten Bedingungen in Betracht ziehen; 

(vi) die Corporation hat bestrebt zu sein, ihre Mittel 
dadurch auf revolvierender Basis einzusetzen, daß 
sie ihre Kapitalanlagen zu befriedigenden Bedin- 
gungen an private Kapitalgeber verkauft, wenn 
sich entsprediende Möglichkeiten hierzu ergeben; 

(vii) die Corporation hat bestrebt zu sein, eine ange- 
messene Streuung ihrer Kapitalanlagen zu erzielen. 


Abschitt 4 
Schutz der Interessen 

Keine Bestimmung dieses Abkommens soll die Cor- 
poration daran hindern, im Falle eines bereits eingetre- 
tenen oder drohenden Verzuges bei irgendeiner ihrer 
Kapitalanlagen, einer bereits eingetretenen oder drohen- 
den Zahlungsunfähigkeit eines Unternehmens, in dem sie 
Kapital angelegt hat, oder in anderen Fällen, in denen 
nach Ansicht der Corporation ihre Kapitalanlage ge- 
fährdet ist, die Maßnahmen zu ergreifen oder die Rechte 
ausziiüben, die sie zum Schutze ihrer Interessen für not- 
wendig erachtet. 


Abschnitt 5 

Anwendbarkeit gewisser Devisenrestriktionen 

Mittel, welche die Corporation im Zusammenhang mit 
einer von ihr gemäß Abschnitt 1 dieses Artikels im 
Gebiet eines Mitgliedes vorgenommenen Kapitalanlage 
erhalten oder zu fordern hat, sind nicht schon auf Grund 
einer Bestimmung dieses Abkommens von den im all- 
gemeinen im Gebiet dieses Mitgliedes in Kraft befind- 
lichen Devisenbeschränkungen, -Vorschriften und -kon- 
tröllen befreit. 
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Seclion 6 

Miscellaneous Operations 

In addition to the operations specified elsewhere in 
this Agreement, the Corporation shall have the power to: 

(i) borrow funds, and in that connection to furnish 
such collateral or other Security therefor as it shall 
determine; provided, however, that betöre mak- 
ing a public sale of its obligations in the markets 
of a member, the Corporation shall have obtained 
the approval of that member and of the member 
in whose currency the obligations are to be de- 
nominated; 

(ii) invest funds not needed in its financing operations 
in such obligations as it may determine and invest 
funds held by it for pension or similar purposes in 
any marketable Securities, all without being sub- 
ject to the restrictions imposed by other sections 
of this Article; 

(iii) guarantee Securities in which it has invested in 
Order to facilitate their sale; 

(iv) buy and seil Securities it has issued or guaranteed 
or in whidi it has invested? 

(v) exercise such other powers incidental to its 
business as shall be necessary or desirable in 
furtherance of its purposes. 


Section 7 

Valuation of Currencies 

Whenever it shall become necessary under this Agree- 
ment to value any currency in terms of the value of 
another currency, such valuation shall be as reasonable 
determined by the Corporation after consultation with 
the International Monetary Fund. 


Section 8 

Warning to be placed on Securities 

Every security issued or guaranteed by the Corpora- 
tion shall bear on its face a conspicuous Statement to 
the effect that it is not an Obligation of the Bank or, 
unless expressly stated on the security, of any govern- 
ment. 


Section 9 

Political Activity Prohibited 

The Corporation and its officers shall not interfere in 
the Political affairs of any member? nor shall they be 
influenced in their decisions by the political character of 
the member or members concerned. Only economic 
considerations shall be relevant to their decisions, and 
these considerations shall be weighed impartially in 
Order to adiieve the purposes stated in this Agreement. 


ARTICLE IV 

Organization and Management 

Section 1 

Structure of the Corporation 

The Corporation shall have a Board of Governors, a 
Board of Directors, a Chairman of the Board of Directors, 
a President and such other officers and staff to perform 
such duties as the Corporation may determine. 


Abschnitt 6 
Verschiedene Geschäfte 

Zusätzlich zu der an anderer Stelle in diesem Ab- 
kommen näher bezeichneten Tätigkeit ist die Corporation 
ermächtigt, 

(i) Darlehen aufzunehmen und im Zusammenhang 
damit nach ihrem Ermessen ein Pfandrecht oder 
eine andere Sicherheit zu bestellen. Die Corpora- 
tion hat jedoch vor der Durchführung eines öffent- 
lichen Verkaufs ihrer Schuldtitel auf dem Markt 
eines Mitgliedes die Genehmigung dieses Mit- 
gliedes so wie die des Mitgliedes, in dessen Wäh- 
rung die Schuldtitel ausgestellt sind, einzuholen; 

(ii) die für ihre Finanzierungstätigkeit nicht benötigten 
Mittel in Schuldtiteln nach ihrem Ermessen und die 
für Zwecke der Altersversorgung oder ähnliche 
Zwecke verwahrte Mittel in marktfähigen Wert- 
papieren anzulegen, ohne Beschränkungen durch 
andere Abschnitte dieses Artikels unterworfen zu 
sein; 

(iii) Wertpapiere, in denen sie Kapital angelegt hat, 
zur Erleichterung ihres Verkaufs zu garantieren; 

(iv) Wertpapiere, die sie ausgegeben oder garantiert 
oder in denen sie Kapital angelegt hat, zu kaufen 
und zu verkaufen; 

(v) solche anderen Befugnisse im Zusammenhang mit 
ihrer Geschäftstätigkeit auszuüben, die zur För- 
derung ihrer Aufgaben notwendig oder wünschens- 
wert sind. 

Abschnitt 7 
Bewertung von Währungen 

Erweist sich nach diesem Abkommen die Bewertung 
einer Währung in einer anderen als erforderlich, so ist 
ein von der Corporation nach Fühlungnahme mit dem 
Internationalen Währungsfonds angemessen festgesetzter 
Kurs zugrunde zu legen. 


Abschnitt 8 

Auf den Wertpapieren anzubringender Vermerk 

Auf der Vorderseite eines jeden von der Corporation 
ausgegebenen oder garantierten Wertpapieres ist ein 
leicht erkennbarer Vermerk, daß es sich hierbei nicht 
um eine Schuldverschreibung der Bank oder — sofern es 
nicht ausdrücklich auf dem Wertpapier vermerkt ist — 
einer Regierung handelt, anzubringen. 


Abschnitt 9 

Verbot politischer Tätigkeit 

Die Corporation und ihre leitenden Angestellten dürfen 
sich nicht in die politischen Angelegenheiten eines Mit- 
gliedes einmischen, noch dürfen sie sich in ihren Ent- 
scheidungen durch die politische Haltung des oder der 
betreffenden Mitglieder beeinflussen lassen. Für ihre 
Entscheidungen haben nur wirtschaftliche Überlegungen 
maßgebend zu sein. Diese Überlegungen sind unparteiisch 
vorzunehmen, um die Erreichung der Aufgaben dieses 
Abkommens Zu gewährleisten. 


ARTIKEL IV 

Organisation und Geschäftsführung 

Abschnitt 1 
Aufbau der Corporation 

Die Corporation besitzt einen Gouverneursrat (Board 
of Governors), ein Direktorium (Board of Directors), 
einen Vorsitzenden des Direktoriums, einen Präsidenten 
und leitende Angestellte nebst sonstigem Personal zur 
Durchführung der von der Corporation bestimmten Auf- 
gaben. 
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Section 2 

Board of Governors 

(a) All the powers of the Corporation shall be vested 
in the Board of Governors. 

(b) Eadi Governor and Alternate Governor of the Bank 
appointed by a member of the Bank which is also a 
member of the Corporation shall ex oiiicio be a Governor 
or Alternate Governor, respectively, of the Corporation. 
No Altemate Governor may vote except in the absence 
of his Principal. The Board of Governors shall select one 
of the Governors as Chairman of the Board of 
Governors. Any Governor or Alternate Governor shall 
cease to hold office if the member by whidi Tie was 
appointed shall cease to be a member of the Corpora- 
tion. 

(c) The Board of Governors may delegate to the Board 
of Directors authority to exercise any of its powers, ex- 
cept the power to: 

(i) admit new members and determine the condi- 
tions of their admission; 

(ii) increase or decrease the Capital stock; 

(in) suspend a member; 

(iv) decide appeals from interpretations of this 
Agreement given by the Board of Directors; 

(v) make arrangements to cooperate with other 
international organizations (other than in- 
formal arrangements of a temporary and ad- 
ministrative character); 

(vi) decide to suspend permanently the operations 
of the Corporation and to distribute its assets; 

(vii) declare dividends; 

(viii) amend this Agreement. 

(d) The Board of Governors shall hold an annual meet- 
ing and such other meetings as may be provided for by 
the Board of Governors or called by the Board of 
Directors. 

(e) The annual meeting of the Board of Governors 
shall be held in conjunction with the annual meeting of 
the Board of Governors of the Bank. 

(f) A quorum for any meeting of the Board of Gover- 
nors shall be a majority of the Governors, exercising 
not less than two-thirds of the total voting power. 

(g) The Corporation may by regulation establish a 
procedure whereby the Board of Directors may obtain 
a vote of the Governors on a specific question without 
calling a meeting of the Board of Governors. 

(h) The Board of Governors, and the Board of 
Directors to the extent authorized, may adopt such 
rules and regulations as may be necessary or appropri- 
ate to conduct the business of the Corporation. 

(i) Governors and Alternate Governors shall serve as 
such without compensation from the Corporation. 

Section 3 

Voting 

(a) Each member shall have two hundred fifty votes 
plus one additional vote for each share of stock held. 

(b) Except as otherwise expressly provided, all mat- 
ters before the Corporation shall be decided by a 
majority of the votes cast. 


Abschnitt 2 

Der Gouverneursrat 

(a) Alle Befugnisse der Corporation liegen beim Gou- 
verneursrat. 

(b) Jeder Gouverneur und Stellvertretende Gouverneur 
der Bank, der von einem Mitglied der Bank, das gleich- 
falls Mitglied der Corporation ist, ernannt wurde, ist 
von Amts wegen Gouverneur oder Stellvertretender 
Gouverneur der Corporation. Ein Stellvertretender Gou- 
verneur ist zur Stimmabgabe nur bei Abwesenheit 
seines Gouverneurs berechtigt. Der Gouverneursrat wählt 
einen der Gouverneure zu seinem Vorsitzenden. Jeder 
Gouverneur oder Stellvertretende Gouverneur hat sein 
Amt niederzulegen, wenn das Mitglied, von dem er 
ernannt worden ist, aus der Corporation ausscheidet. 

(c) Der Gouverneursrat kann dem Direktorium die 
Ausübung aller seiner Vollmachten übertragen mit Aus- 
nahme der Vollmacht 

(i) zur Aufnahme neuer Mitglieder und Fest- 
legung der Bedingungen für ihre Aufnahme; 

(ii) zur Erhöhung oder Herabsetzung des Grund- 
kapitals; 

(iii) zur Suspendierung eines Mitgliedes; 

(iv) zur Entscheidung über Berufungen gegen Aus- 
legungen dieses Abkommens durch das Direk- 
torium; 

(v) zum Abschluß von Vereinbarungen über die 
Zusammenarbeit mit anderen internationalen 
Organisationen (mit Ausnahme, informeller 
Vereinbarungen vorübergehenden oder ver- 
waltungstechnischen Charakters); 

(vi) zum Beschluß über die endgültige Einstellung 
der Geschäftstätigkeit der Corporation und 
über die Verteilung ihrer Vermögenswerte; 

(vii) zum Beschluß über die Ausschüttung von 
Dividenden; 

(viii) zur Änderung dieses Abkommens. 

(d) Der Gouverneursrat hält eine Jahresversammlung 
sowie sonstige Versammlungen ab, die von ihm vor- 
gesehen oder vom Direktorium einberufen werden. 

(e) Die Jahresversammlung des Gouverneursrates wird 
in Verbindung mit der Jahresversammlung des Gouver- 
neursrates der Bank abgehalten. 

(f) Der Gouverneursrat ist jeweils bei Anwesenheit 
einer Mehrheit der Gouverneure, die mindestens Zwei- 
drittel der gesamten Stimmrechte vertreten, beschluß- 
fähig. 

(g) Die Corporation kann durch allgemeine Anordnung 
ein Verfahren festlegen, nach welchem das Direktorium 
ohne Einberufung einer Versammlung des Gouverneurs- 
rates ein Votum der Gouverneure über eine bestimmte 
Frage erhalten kann. 

(h) Der Gouverneursrat und das Direktorium — im 
Rahmen seiner Ermächtigung — können die für die Füh- 
rung der Geschäfte der Corporation notwendigen oder 
angemessenen Richtlinien und Anordnungen erlassen. 

(i) Die Gouverneure und die Stellvertretenden Gou- 
verneure erhalten als solche für ihre Tätigkeit von der 
Corporation kein Entgelt. 


Abschnitt 3 

Abstimmung 

(a) Jedes Mitglied hat zweihundertfünfzig Stimmrechte 
zuzüglich eines weiteren Stimmrechts für jeden seiner 
Anteile. 

(b) Wenn nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt 
ist, wird über alle der Corporation vorliegenden An- 
gelegenheiten mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen entschieden. 
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Section 4 
Board of Directors 

(a) The Board of Directors shall be responsible for the 
conduct of the general operations of the Corporation, 
and for this purpose shall exercise all the powers given 
to it by this Agreement or delegated to it by the Board 
of Governors. 

(b) The Board of Directors of the Corporation shall be 
composed ex officio of eadi Executive Director of the 
Bank who shall have been either 

(i) appointed by a member of the Bank which is also 
a member of the Corporation, or 

(ii) elected in an election in which the votes of at 
least one member of the Bank which is also a 
member of the Corporation shall have counted 
toward his election. 

The Altemate to eadi such Executive Director of 
the Bank shall ex officio be an Alternate Director of the 
Corporation. Any Director shall cease to hold office if 
the member by which he was appointed, or if all the 
members whose votes counted toward his election, shall 
cease to be members of the Corporation. 

(c) Each Director who is ai^ appointed Executive 
Director of the Bank shall be entitled to cast the 
number of votes which the member by which he was 
so appointed is entitled to cast in the Corporation. Each 
Director who is an elected Executive Director of the 
Bank shall be entitled to cast the number of votes which 
the member or members of the Corporation whose 
votes counted toward his election in the Bank are 
entitled to cast in the Corporation. All the votes which 
a Director is entitled to cast shall be cast as a unit. 

(d) An Alternate Director shall have full power to 
act in the absence of the Director who shall have 
appointed him, When a Director is present, his Alter- 
nate may participate in meetings but shall not vote. 

(e) A quorum for any meeting of the Board of Direc- 
tors shall be a majority of the Directors exercising not 
less than one-half of the total voting power. 

(f) The Board of Directors shall meet as often as the 
Business of the Corporation may require. 

(g) The Board of Governors shall adopt regulations 
under which a member of the Corporation not entitled 
to appoint an Executive Director of the Bank may send 
a representative to attend any meeting of the Board 
of Directors of the Corporation when a request made 
by, or a matter particularly affecting, that member is 
under consideration. 


Section 5 

Chairman, President and Staff 

(a) The President of the Bank shall be ex officio 
Chairman of the Board of Directors of the Corporation, 
but shall have no vote except a deciding vote in case 
of an equal division. He may participate in meetings of 
the Board of Governors but shall not vote at such meet- 
ings. 

(b) The President of the Corporation shall be appoint- 
ed by the Board of Directors on the recommendation 
of the Chairman. The President shall be chief of the 
operating staff of the Corporation. Under the direction 
of the Board of Directors and the general supervision 
of the Chairman, he shall conduct the ordinary Business 
of the Corporation and under their general control shall 
be responsible for the Organization, appointment and 
dismissal of the officers and staff. The President may 
participate in meetings of the Board of Directors but 
shall not vote at such meetings. The President shall 
cease to hold office by decision of the Board of Direc- 
tors in whidi the Chairman concurs. 


' ^schnitt 4 
Das Direktorium 

(a) Das Direktorium ist für die Führung der laufenden 
Geschäfte der Corporation verantwortlich und übt zu 
diesem Zweck alle ihm durch dieses Abkommen zu- 
erkannten oder ihm vom Gouverneursrat übertragenen 
Vollmachten aus. 

(b) Das Direktorium der Corporation setzt sich von 
Amts wegen aus denjenigen Direktoren der Bank zu- 
sammen, die entweder 

(i) von einem Mitglied der Bank, das gleichfalls 
Mitglied der Corporation ist, ernannt worden 
sind, oder 

(ii) in einer Wahl gewählt worden sind, zu der die 
Stimmen mindestens eines Mitglieds der Bank, 
das zugleich Mitglied der Corporation ist, bei- 
getragen haben 

Der Stellvertreter jedes derartigen Direktors der Bank 
ist von Amts wegen Stellvertretender Direktor der Cor- 
poration. Ein Direktor scheidet aus seinem Amt aus, 
wenn das Mitglied, von dem er ernannt worden ist, oder 
wenn alle Mitglieder, mit deren Stimmen er gewählt 
worden ist, als Mitglieder der Corporation ausscheiden. 

(c) Jeder Direktor, der ein ernannter Direktor der 
Bank ist, hat das Recht zur Abgabe der Anzahl von 
Stimmen, zu deren Abgabe das Mitglied, das ihn er- 
nannt hat, in der Corporation berechtigt ist. Jeder Direk- 
tor, der ein gewählter Direktor der Bank ist, hat das 
Recht zur Abgabe der Anzahl von Stimmen, zu deren 
Abgabe das Mitglied oder die Mitglieder der Corpora- 
tion, mit dessen oder deren Stimmen er in die Bank ge- 
wählt worden ist, in der Corporation berechtigt ist oder 
sind. Alle Stimmen, zu deren Abgabe ein Direktor be- 
rechtigt ist, sind einheitlich abzugeben. 

(d) Ein Stellvertretender Direktor ist bei Abwesenheit 
des Direktors, der ihn ernannt hat, befugt, für ihn zu 
handeln. Bei der Anwesenheit eines Direktors k§jin sein 
Stellvertreter an Sitzungen teilnehmen, hat aber kein 
Stimmrecht. 

(e) Das Direktorium ist beschlußfähig bei Anwesenheit 
einer Mehrheit der Direktoren, die mindestens die Hälfte 
der gesamten Stimmrechte vertreten. 

(f) Das Direktorium tritt zusammen, so oft es die Ge- 
schäfte der Corporation erfordern. 

(g) Der Gouverneursrat erläßt die Bestimmungen, nach 
denen ein Mitglied der Corporation, das nicht zur Er- 
nennung eines Direktors in der Bank berechtigt ist, einen 
Vertreter zur Teilnahme an den Sitzungen des Direk- 
toriums der Corporation entsenden kann, sofern ein 
Antrag dieses Mitgliedes vorliegt oder eine Angelegen- 
heit, von der es besonders betroffen wird, zur Erörterung 
steht. 

Abschnitt 5 

Vorsitzender. Präsident und Personal 

(a) Der Präsident der Bank ist von Amts wegen Vor- 
sitzender des Direktoriums der Corporation. Abgesehen 
von einer entscheidenden Stimme im Falle von Stimmen- 
gleichheit hat er jedoch kein Stimmrecht. Er kann an den 
Sitzungen des Gouvemeursrates teilnehmen, ohne jedoch 
bei diesen Sitzungen ein Stimmrecht zu haben. 

(b) Der Präsident der Corporation wird vom Direk- 
torium auf Empfehlung seines Vorsitzenden ernannt. Der 
Präsident ist Vorgesetzter der Bediensteten der Cor- 
poration. Gemäß den Weisungen des Direktoriums und 
unter der allgemeinen Aufsicht des Vorsitzenden führt 
der Präsident die laufenden Geschäfte der Corporation. 
Unter ihrer allgemeinen Aufsicht ist er für die Organi- 
sation sowie für die Anstellung und Entlassung der 
leitenden Angestellten und des sonstigen Personals ver- 
antwortlich. Der Präsident kann an den Sitzungen des 
Direktoriums teilnehmen, hat aber kein Stimmrecht. Der 
Präsident scheidet auf Beschluß des Direktoriums, der im 
Einvernehmen mit dem Vorsitzenden zu ergehen hat, aus 
seinem Amte aus. 
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(c) The President, officers and staff of the Corpora- 
tion, in the discharge of their Offices, owe their duty 
entirely to the Corporation and to no other authority. 
Each member of the Corporation shall respect the inter- 
national diaracter of this duty and shall refrain from 
all attempts to influence any of them in the discharge 
of their duties. 

(d) Subject to the paramount importance of securing 
the highest Standards of efficiency and of technical 
competence, due regard shall be paid, in appointing the 
officers and staff of the Corporation, to the importance 
of recruiting personnel on as wide a geographical basis 
as possible. 


Section 6 

Relationship to the Bank 

(a) The Corporation shall be an entity separate and 
distinct from the Bank and the funds of the Corpora- 
tion shall be kept separate and apart from those of the 
Bank. The Corporation shall not lend to or borrow from 
the Bank. The provisions of this Section shall not 
prevent the Corporation from making arrangements with 
the Bank regarding facilities, personnel and Services 
and arrangements for reimbursement of administrative 
expenses paid in the first instance by either Organization 
on behalf of the other. 

(b) Nothing in this Agreement shall make the 
Corporation liable for the acts or obligations of the 
Bank, or the Bank liable for the acts or obligations of 
the Corporation. 

Section 7 

Relations with other International Organizations 

The Corporation, acting through the Bank, shall enter 
into formal arrangements with the United Nations and 
may enter into sudi arrangements with other public 
international organizations having specialized responsi- 
bilities in related fields. 


Section 8 

Location of Offices 

The Principal office of the Corporation shall be in the 
same locality as the principal office of the Bank. The 
Corporation may establish other Offices in the territories 
of any member. 

Section 9 

Depositories 

Each member shall designate its central bank as a 
depository in which the Corporation may keep holdings 
of such member's currency or Other assets of the Cor- 
poration or, if it has no central bank, it shall designate 
for such purpose such other Institution as may be ac- 
ceptable to the Corporation. 

Section 10 

Channel of Communication 

Each member shall designate an appropriate authority 
with which the Corporation may communicate in Con- 
nection with any matter arising under this Agreement. 

Section 11 

Publication of Reports and Provision of Information 

(a) The Corporation shall publish an annual report 
containing an audited Statement of its accounts and shall 
circulate to members at appropriate intervals a summary 
Statement of its financial position and a profit and loss 
Statement showing the results of its operations. 


(c) Der Präsident sowie die leitenden Angestellten und 
das sonstige Personal der Corporation sind bei der Aus- 
übung ihrer Dienstgeschäfte nur der Corporation und 
keiner anderen Stelle verantwortlich. Jedes Mitglied der 
Corporation hat den internationalen Charakter dieser 
Obliegenheiten zu beachten und sich jeden Versuchs zu 
enthalten, das Personal bei der Ausübung seiner Dienst- 
geschäfte zu beeinflussen 

(d) Vorbehaltlich der überragenden Bedeutung eines 
Höchstmaßes an Leistungsfähigkeit und fachlichem Kön- 
nen ist bei der Ernennung der leitenden Angestellten 
und des sonstigen Personals gebührend darauf zu aditen, 
daß die Personalauswahl auf möglichst breiter geogra- 
phischer Grundlage erfolgt. 


Abschnitt 6 

Beziehungen zur Bank 

(a) Die Corporation ist ein besonderes von der Bank 
getrenntes Institut. Die Mittel der Corporation sind ge- 
sondert und getrennt von denen der Bank zu halten. 
Die Corporation darf der Bank weder Kredite gewähren 
noch bei ihr solche aufnehmen. Die Bestimmungen dieses 
Abschnittes schließen Abmachungen der Corporation mit 
der Bank über Einrichtungen, Personal und Dienstleistun- 
gen sowie Absprachen über die Erstattung von Ver- 
waltungskosten, die von einer der beiden Organisationen 
im Interesse der anderen verauslagt worden sind, nicht 
aus. 

(b) Keine Bestimmung dieses Abkommens macht die 
Corporation für Handlungen oder Verbindlichkeiten der 
Bank haftbar; ebensowenig ist die Bank für Handlun- 
gen oder Verbindlichkeiten der Corporation haftbar. 


Abschnitt 7 

Beziehungen zu anderen internationalen Organisationen 

Die Corporation wird, durch Vermittlung der Bank, 
formelle Regelungen mit den Vereinten Nationen treffen. 
Sie kann auch mit anderen öffentlichen internationalen 
Organisationen, die auf verwandten Gebieten zuständig 
sind, derartige Vereinbarungen treffen. 

Abschnitt 8 

Sitz der Geschäftsstellen 

Die Hauptgeschäftsstelle der Corporation hat am glei- 
chen Ort zu sein wie die der Bank. Die Corporation kann 
im Gebiet eines jeden Mitgliedes Geschäftsstellen er- 
richten. 

Abschnitt 9 

Hinterlegungsstellen 

Jedes Mitglied bestimmt seine Zentralbank als eine 
Hinterlegungsstelle für etwaige Guthaben der Corpora- 
tion in seiner Währung oder für andere Vermögenswerte 
der Corporation; wenn es keine Zentralbank hat, so 
bestimmt es hierfür ein anderes der Corporation ge- 
nehmes Institut. 

Abschnitt 10 
Verbindungsstelle 

Jedes Mitglied bezeichnet eine geeignete Stelle, mit 
der sich die Corporation in jeder sich aus diesem Ab- 
kommen ergebenden Angelegenheit in Verbindung setzen 
kann. 

Abschnitt 11 

Veröffentlichung von Berichten 
und Zurverfügungstellung von Informationen 

(a) Die Corporation veröffentlicht einen Jahresbericht 
mit einer geprüften Jahresrechnung und übermittelt den 
Mitgliedern in angemessenen Zeitabständen einen zu- 
sammengefaßten Ausweis ihrer finanziellen Lage sowie 
eine Gewinn- und Verlustrechnung, aus der die Ergeb- 
nisse ihrer Geschäftstätigkeit ersichtlich sind. 
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(b) The Corporation may publish such other reports 
as it deems desirable to carry out its purposes, 

(c) Copies of all reports, Statements and publications 
made under this Section shall be distributed to mem- 
bers. 


Section 12 

Dividends 

(a) The Board of Governors may determine from time 
to time what part of the Corporation's net income and 
surplus, after making appropriate Provision for reserves, 
shall be distributed as dividends. 

(b) Dividends shall be distributed pro rata in Propor- 
tion to Capital stock held by members. 

(c) Dividends shall be paid in such manner and in 
such currency or currencies as the Corporation shall 
determine. 


ARTICLE V 

Withdrawal; Suspension of Membership; 
Suspension of Operations 

Section 1 

Withdrawal by Members 

Any member may withdraw from membership in the 
Corporation at any time by transmitting a notice in 
writing to the Corporation at its principal Office. With- 
drawal shall become effective upon the date such notice 
is received. 

Section 2 

Suspension of Membership 

(a) If a member fails to fulfill any of its obligations 
to the Corporation, the Corporation may suspend its 
membership by decision of a majority of the Governors, 
exercising a mayority of the total vpting power. The 
member so suspended shall automatically cease to be 
a member one year from the date of its Suspension 
unless a decision is taken by the same majority to 
restore the member to good Standing. 


(b) While under Suspension, a member shall not be 
entitled to exercise any rights under this Agreement 
except the right of withdrawal, but shall remain subject 
to all obligations. 


Section 3 

Suspension or Cessation of Membership in the Bank 

Any member which is suspended from membership in, 
or ceases to be a member of, the Bank shall automatic- 
ally be suspended from membership in, or cease to be 
a member of, the Corporation, as the cease may be. 


Section 4 

Rights and Duties of Governments ceasing 
to be Members 

(a) When a government ceases to be a member it shall 
remain liable for all amounts due from it to the Corpora- 
tion. The Corporation shall arrange for the repurchase 
of such government's Capital stock as a part of the Settle- 
ment of accounts with it in accordance with the provi- 
sions of this Section, but the government shall have no 
other rights under this Agreement except as provided 
in this Section and in Article VIII (c). 


(b) Die Corporation kann auch andere Berichte ver- 
öffentlichen, soweit es zur Durchführung ihrer Aufgaben 
wünschenswert erscheint. 

(c) Vervielfältigungen aller gemäß diesem Abschnitt 
angefertigten Berichte, Aufstellungen und Veröffent- 
lichungen werden an die Mitglieder verteilt. 


Abschnitt 12 

Dividenden 

(a) Der Gouverneursrat bestimmt von Zeit zu Zeit, 
welcher Teil des Nettoeinkommens und des Überschusses 
der Corporation, nach Bildung angemessener Rücklagen, 
als Dividenden ausgeschüttet wird. 

(b) Dividenden werden pro rata im Verhältnis zu dem 
Anteil des Mitgliedes am Grundkapital ausgeschüttet. 

(c) Die Corporation bestimmt, in welcher Weise und 
in welcher oder welchen Währungen die Dividenden aus- 
geschüttet werden. 


ARTIKEL V 

Austritt und Suspendierung der Mitgliedschaft; 
Einstellung der Geschäftstätigkeit 

Abschnitt 1 

Ausscheiden von Mitgliedern 

Ein Mitglied kann jederzeit durch Übermittlung einer 
schriftlichen Anzeige an die Hauptgeschäftsstelle der Cor- 
poration aus der Corporation ausscheiden. Der Austritt 
wird mit dem Zeitpunkt des Eingangs dieser Anzeige 
wirksam. 

Abschnitt 2 

Suspendierung der Mitgliedschaft 

(a) Wenn ein Mitglied eine seiner Verpflichtungen 
gegenüber der Corporation nicht erfüllt, so kann diese 
es durch Beschluß einer Mehrheit der Gouverneure, die 
eine Mehrheit der gesamten Stimmrechte vertreten, von 
der Mitgliedschaft suspendieren. Das auf diese Art sus- 
pendierte Mitglied verliert seine Mitgliedschaft auto- 
matisch ein Jahr nach dem Zeitpunkt seiner Suspen- 
dierung, soweit nicht mit demselben Mehrheitsverhältnis 
beschlossen wird, es wieder in seine Mitgliedschaft ein- 
zusetzen. 

(b) Während der Suspendierung ist das Mitglied nicht 
berechtigt, irgendeines der Rechte aus diesem Abkom- 
men, mit Ausnahme des Austrittsrechts, auszuüben; es 
bleibt jedoch allen ihm daraus obliegenden Verpflich- 
tungen unterworfen. 

Abschnitt 3 

Suspendierung oder Erlöschen der Mitgliedschaft 
bei der Bank 

Wird ein Mitglied von der Mitgliedschaft bei der Bank 
suspendiert, oder erlischt seine Mitgliedschaft bei der 
Bank, so erfolgt, je nach Lage des Falles, zwangsläufig 
die Suspendierung seiner Mitgliedschaft bei der Cor- 
poration oder sein Ausschluß aus der Corporation. 


Abschnitt 4 

Rechte und Pflichten der Regierungen, 
deren Mitgliedschaft erlischt 

(a) Erlischt die Mitgliedschaft einer Regierung, so bleibt 
sie für alle ihre Verbindlichkeiten gegenüber der Cor- 
poration haftbar. Die Corporation trifft Maßnahmen für 
den Rückkauf von Anteilen einer solchen Regierung am 
Grundkapital als Teil der gegenseitigen Abrechnung ge- 
mäß den Bestimmungen dieses Abschnittes. Jedoch hat 
die Regierung auf Grund dieses Abkommens keine 
anderen als die in diesem Abschnitt und in Artikel VIII 
Absatz (c) vorgesehenen Rechte. 
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(b) The Corporation and the government may agree 
on the repurdiase of the Capital stodc of the government 
on such terms as may be appropriate under the circum- 
stances, without regard to the provisions of paragraph (c) 
below. Such agreement may provide, among other things, 
for a final Settlement of all obligations of the government 
to the Corporation. 

(c) If such agreement shall not have been made within 
six months after the government ceases to be a member 
or such other time as the Corporation and such govern- 
ment may agree, the repurchase price of the govern- 
ment' s Capital stock shall be the value thereof shown 
by the books of the Corporation on the day when the 
government ceases to be a member. The repurchase of 
the Capital stock shall be subject to the following condi- 
tions: 

(i) payments for shares of stock may be made 
from time to time, upon their surrender by the 
government, in such instalments, at such times 
and in such available currency or currencies 
as the Corporation reasonably determines, 
taking into account the financial position of 
the Corporation; 

(ii) any amount due to the government for its 
Capital stock shall be withheld so long as the 
government or any of its agencies remains 
liable to the Corporation for payment of any 
amount and such amount may, at the Option 
of the Corporation, be set off, as it becomes 
payable, against the amount due from the 
Corporation; 

(iii) if the Corporation sustains a net loss on the 
investment made pursuant to Article III, Sec- 
tion 1, and held by it on the date when the 
government ceases to be a member, and the 
amount of such loss exceeds the amount of the 
reserves provided therefor on such date, such 
government shall repay on demand the amount 
by which the repurchase price of its shares of 
stock would have been reduced if such loss 
had been taken into account when the re- 
purchase price was determined. 


(d) In no events shall any amount due to a govern- 
ment for its Capital stock under this Section be paid 
until six months after the date upon which the govern- 
ment ceases to be a member. If within six months of 
the date upon which any government ceases to be a 
member the Corporation suspends operations under Sec- 
tion 5 of this Article, all rights of such government shall 
be determined by the provisions of such Section 5 and 
such government shall be considered still a member of 
the Corporation for purposes of such Section 5, except 
that it shall have no voting rights. 

Section 5 

Suspension of Operations and Settlement of Obligations 

(a) The Corporation may permanently suspend its oper- 
ations by vote of a majority of the Governors exercising 
a majority of the total voting power. After such Suspen- 
sion of operations the Corporation shall forthwith cease 
all activities, except those incident to the orderly reali- 
zation, Conservation and preservation of its assets and 
Settlement of its obligations. Until final settlement of 
such obligations and distribution of such assets, the Cor- 
poration shall remain in existence and all mutual rights 
and obligations of the Corporation and its members 
under this Agreement shall continue unimpaired, except 
that no member shall be suspended or withdraw and 
that no distribution shall be made to members except 
as in this Section provided. 


(b) Ungeachtet der Bestimmungen des Absatzes (c) 
können die Corporation und die Regierung den Rückkauf 
der Anteile der Regierung am Grundkapital zu Bedin- 
gungen vereinbaren, die auf Grund der obwaltenden Um- 
stände angemessen erscheinen. Diese Vereinbarung kann 
unter anderem eine endgültige Abrechnung aller Ver- 
pflichtungen der Regierung gegenüber der Corporation 
vorsehen. 

(c) Ist diese Vereinbarung innerhalb eines Zeitraumes 
von sechs Monaten nach dem Erlöschen der Mitgliedschaft 
der Regierung oder innerhalb einer anderen zwischen 
der Corporation und dieser Regierung vereinbarten Frist 
nicht zustande gekommen, so gilt als Rückkaufspreis der 
Anteile der Regierung am Grundkapital der Wert, den 
die Bücher der Corporation am Tage des Erlöschens der 
Mitgliedschaft der Regierung ausweisen. Der Rückkauf 
der Anteile am Grundkapital unterliegt den nachstehen- 
den Bedingungen: 

(i) Die Zahlungen für die Anteile können Zug um 
Zug nach ihrer Übertragung durch die Regie- 
rung erfolgen, und zwar in Raten und zu den 
Zeitpunkten sowie in der verfügbaren Wäh- 
rung oder Währungen, wie sie von der Cor- 
poration angemessen festgesetzt werden; Hier- 
bei wird die Corporation ihre finanzielle Lage 
in Betracht ziehen; 

(ii) ein der Regierung für ihre Anteile am Grund- 
kapital geschuldeter Betrag wird solange zu- 
rüdcbehalten, als die Regierung oder eine ihrer 
amtlichen Stellen der Corporation gegenüber 
für die Zahlung eines Betrages haften. Ein 
solcher Betrag kann nach Wahl der Corpora- 
tion bei Fälligkeit gegen den Betrag verrechnet 
werden, der von der Corporation zu zahlen ist; 

(iii) wenn die Corporation bei Kapitalanlagen, die 
gemäß Artikel III Abschnitt 1 vorgenommen 
worden sind und sich am Tage des Erlöschens 
der Mitgliedschaft der Regierung im Besitze 
der Corporation befinden, einen Verlust er- 
leidet, und übersteigt dieser Verlust den Be- 
trag der in diesem Zeitpunkt dafür vorge- 
sehenen Rückstellungen, so ist die Regierung 
verpflichtet, auf Verlangen den Betrag zurück- 
zuzahlen, um welchen sich der Rückkaufspreis 
ihrer Anteile vermindert hätte, wenn dieser 
Verlust im Zeitpunkte der Festsetzung des 
Rückkaufspreises in Betracht gezogen worden 
wäre. 

(d) Der einer Regierung nach diesem Abschnitt für ihre 
Anteile am Grundkapital zu zahlende Betrag wird in 
keinem Falle vor Ablauf von sechs Monaten nach dem 
Zeitpunkt des Erlöschens der Mitgliedschaft der Regie- 
rung gezahlt. Stellt die Corporation innerhalb von sechs 
Monaten nach dem Zeitpunkt des Erlöschens der Mit- 
gliedschaft einer Regierung ihre Geschäftstätigkeit auf 
Grund des Abschnittes 5 dieses Artikels ein, so ergeben 
sich alle Rechte dieser Regierung aus den Bestimmungen 
des Abschnittes 5, und sie wird noch weiterhin als Mit- 
glied der Corporation für die Zwecke des Abschnittes 5 
angesehen, jedoch hat sie kein Stimmrecht. 

Abschnitt 5 

Einstellung der Geschäftstätigkeit 
und Regelung der Verbindlichkeiten 
(a) Die Corporation kann ihre Geschäftstätigkeit auf 
Besdiluß einer Mehrheit der Gouverneure, die die Mehr- 
heit der gesamten Stimmrechte vertreten, endgültig ein- 
stellen. In einem solchen Falle stellt die Corporation 
unverzüglich ihre gesamte Geschäftstätigkeit ein, außer 
derjenigen, die sich auf die ordnungsmäßige Verwertung, 
Sicherstellung und Erhaltung ihrer Vermögenswerte und 
die Regelung ihrer Verbindlichkeiten bezieht. Bis zur 
endgültigen Regelung dieser Verbindlichkeiten und Ver- 
teilung dieser Vermögenswerte bleibt die Corporation 
bestehen, und die gegenseitigen Rechte und Pflichten 
der Corporation und ihrer Mitglieder, die sich aus diesem 
Abkommen ergeben, bleiben unberührt; es kann jedoch 
kein Mitglied suspendiert werden oder ausscheiden, und 
eine Verteilung an die Mitglieder kann nur auf Grund 
der Bestimmungen dieses Abschnittes erfolgen. 
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(b) No distribution shall be made to members on ac- 
count of their subscriptions to the Capital stodc of the 
Corporation until all liabilities to creditors shall have 
been discharged or provided for and until the Board of 
Governors, by vote of a majority of the Governors 
exercising a majority of the total voting power, shall 
have decided to make such distribution. 

(c) Subject to the foregoing, the Corporation shall 
distribute the assets of the Corporation to members pro 
rata in Proportion to Capital stock held by them, subject, 
in the case of any member, to prior Settlement of all 
outstanding Claims by the Corporation against such 
member. Such distribution shall be made at such times, 
in such currencies, and in cash or other assets as the 
Corporation shall deem fair and equitable. The shares 
distributed to the several members need not necessarily 
be uniform in respect of the type of assets distributed 
or of the currencies in which they are expressed. 


(d) Any member receiving assets distributed by the 
Corporation pursuant to this Section shall enjoy the 
Same rights with respect to such assets as the Corpora- 
tion enjoyed prior to their distribution. 


ARTICLE VI 

Status, Immun! ties and Privileges 

Section 1 

Purposes of Article 

To enable the Corporation to fulfill the functions with 
which it is entrusted ,the Status, immunities and Privileges 
set forth in this Article shall be accorded to the Cor- 
poration in the territories of each member. 


Section 2 

Status of the Corporation 

The Corporation shall possess full juridical personality 
and, in particular, the capacity: 

(i) to contract? 

(ii) to acquire and dispose of immovable and mov- 
able property; 

(iii) to Institute legal proceedings. 

Section 3 

Position of the Corporation with regard to 
Judicial Process 

Actions may be brought against the Corporation only 
in a court of competent jurisdiction in the territories of 
a member in which the Corporation has an office, has 
appointed an agent for the purpose of accepting Service 
or notice of process, or has issued or guaranteed Secu- 
rities. No actions shall, however, be brought by members 
or persons acting for or deriving Claims from members. 
The property and assets of the Corporation shall, where- 
soever located and by whomsoever held, be immune 
from all forms of seizure, attachment or execution before 
the delivery of final judgment against the Corporation. 


Section 4 

Immunity of Assets from Seizure 

Property and assets of the Corporation, wherever 
located and by whomsoever held, shall be immune from 
searda, requisition, confiscation, expropriation or any 
other form of seizure by executive or legislative action. 


(b) An die Mitglieder wird eine Verteilung auf Grund 
ihrer Zeichnungen auf das Grundkapital der Corporation 
erst dann vorgenommen, wenn alle Verbindlichkeiten 
gegenüber den Gläubigern erfüllt oder für sie Vorsorge 
getroffen ist, und der Gouverneursrat mit der Mehrheit 
seiner Mitglieder, die die Mehrheit der gesamten Stimm- 
rechte vertreten, die Vornahme dieser Verteilung be- 
schlossen hat. 

(c) Vorbehaltlich der vorstehenden Bestimmungen wird 
die Corporation eine Verteilung ihrer Vermögenswerte 
an die Mitglieder pro rata im Verhältnis zu ihrem Ka- 
pitalanteil vornehmen. Dabei wird jedoch vorausgesetzt, 
daß alle etwa ausstehenden Forderungen der Corporation 
gegenüber den betreffenden Mitgliedern zuvor geregelt 
sind. Diese Verteilung wird zu den Zeitpunkten, in den 
Währungen, in bar oder anderen Vermögenswerten vor- 
genommen, wie es der Corporation recht und billig 
erscheint. Die an die einzelnen Mitalieder zur Verteilung 
gelangenden Anteile brauchen in Bezug auf die Art der 
zur Verteilung gelangenden Vermögenswerte oder die 
Währungen, in denen sie ausgedrückt sind, nicht not- 
wendigerweise gleichartig zu sein. 

(d) Jedes Mitglied, das von der Corporation auf Grund 
dieses Abschnittes verteilte Vermögenswerte erhält, ge- 
nießt hinsichtlich solcher Vermögenswerte dieselben 
Rechte, wie sie die Corporation vor deren Verteilung 
gehabt hat. 

ARTIKEL VI 

Rechtsstellung, Immunitätsredite und Privilegien 

Abschnitt 1 
Zwecke des Artikels 

Um der Corporation die Erfüllung der ihr übertragenen 
Aufgaben zu ermöglichen, sind ihr im Gebiet eines jeden 
Mitgliedes die Rechtsstellung, die Immunitätsrechte und 
die Privilegien, wie sie in diesem Artikel näher be- 
zeichnet sind, einzuräumen. 

Abschnitt 2 

Rechtsstellung der Corporation 

Die Corporation besitzt volle Rechtspersönlichkeit und 
insbesondere die Fähigkeit 

(i) Verträge abzuschließen; 

(ii) unbewegliches und bewegliches Eigentum zu er- 
werben und darüber zu verfügen; 

(iii) Prozesse zu führen. 

Abschnitt 3 

Stellung der Corporation 
ln Bezug uuf gerichtliche Verfahren 

Klagen gegen die Corporation können nur vor einem 
zuständigen Gericht im Gebiet eines Mitgliedes erhoben 
werden, in dem die Corporation eine Geschäftsstelle hat, 
einen Vertreter für die Entgegennahme gerichtlicher Ur- 
kunden ernannt oder Wertpapiere ausgegeben oder 
garantiert hat. Es dürfen jedoch keine Klagen von Mit- 
gliedern oder von Personen erhoben werden, die Mit- 
glieder vertreten oder Forderungen von Mitgliedern ab- 
leiten. Das Eigentum und die Vermögenswerte der Cor- 
poration sind, gleichgültig wo und in wessen Händen 
sie sich befinden, jeglicher Form von Beschlagnahme, 
Pfändung oder Zwangsvollstreckung entzogen, solange 
nicht ein rechtskräftiges Urteil gegen die Corporation 
ergangen ist. 

Abschnitt 4 

Unverletzlichkeit des Vermögens gegen Beschlagnahme 

Das Eigentum und die Vermögenswerte der Corpora- 
tion sind, gleichgültig wo und in wessen Händen sie sich 
befinden, vor Durchsuchung, Requisition, Konfiskation, 
Enteignung oder jeder anderen Form von Beschlagnahme 
auf dem Verwaltungs- oder Gesetzgebungswege ent- 
zogen. 
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Section 5 

Immunity of Archives 

The archives of the Corporation shall be inviolable. 

Section 6 

Freedom of Assets from Restrictions 

To the extern necessary to carry out the operations 
provided for in this Agreement and subject to the 
provisions of Article III, Section 5, and the other pro- 
v^isions of this Agreement, all property and assets of the 
Corporation shall be free from restrictions, regulations, 
Controls and moratoria of any nature. 


Section 7 

Privilege for Communications 

The official Communications of the Corporation shall 
be accorded by eadi member the same treatment that 
it accords to the official Communications of other 
members. 

Section 8 

Immunities and Privileges of Officers and Employees 

All Governors, Directors, Alternates, officers and 
employees of the Corporation; 

(i) shall be immune from legal process with respect 
to acts performed by them in their official capa- 
city; 

(ii) not being local nationals, shall be accorded the 
same immunities from Immigration restrictions, 
alien registration requirements and national Serv- 
ice obligations and the same facilities as regards 
exdiange restrictions as are accorded by members 
to the representatives, officials, and employees of 
comparable rank of other members; 


(iii) shall be granted the same treatment in respect of 
travelling facilities as is accorded by members to 
representatives, officials and employees of com- 
parable rank of other members. 

Section 9 

Immunities from Taxation 

(a) The Corporation, its assets, property, ihcome and 
its operations and transactions authorized by this Agree- 
ment, shall be immune from all taxation and from all 
customs duties. The Corporation shall also be immune 
from liability for the collection or payment of any tax 
or duty. 

(b) No tax shall be levied on or in respect of salaries 
and emoluments paid by the Corporation to Directors, 
Alternates, officials or employees of the Corporation 
who are not local citizens, local subjects, or other local 
nationals. 

(c) No taxation of any kind shall be levied on any 
Obligation or security issued by the Corporation (includ- 
ing any dividend or interest thereon) by whomsoever 
held: 

(i) which discriminates against such Obligation or 
security solely because it is issued by the 
Corporation; or 

(ii) if the sole jurisdictional basis for such taxation 
is the place or currency in which it is issued, 
made payable or paid, or the location of any 
Office or place of business maintained by the 
Corporation. 


Abschnit-t 5 

Unverletzlichkeit der Ardiive 

Die Archive der Corporation sind unverletzlich. 

Abschnitt 6 

Befreiung des Vermögens von Beschränkungen 

Soweit es die Durchführung der in diesem Abkommen 
vorgesehenen Geschäftstätigkeit erfordert und vorbehalt- 
lich der Bestimmungen des Artikels III Abschnitt 5 und 
der übrigen Bestimmungen dieses Abkommens, sind das 
gesamte Eigentum und alle Vermögenswerte der Cor- 
poration von allen Beschränkungen, Vorschriften, Kon- 
trollen und Moratorien jeder Art befreit. 

Abschnitt 7 
N achrichtenprivileg 

Jedes Mitglied hat den amtlichen Nachrichtenverkehr 
der Corporation in derselben Weise zu behandeln wie 
den amtlichen Nachrichtenverkehr anderer Mitglieder. 

Abschnitt 8 

Immunitätsrechte und Privilegien 

von leitenden Angestellten und sonstigem Personal 

Alle Gouverneure, Direktoren, Stellvertreter, leitende 
Angestellte und sonstiges Personal der Corporation 

(i) genießen Immunität gegenüber gerichtlichen Ver- 
fahren, die sich auf Handlungen beziehen, die sie 
in ihrer offiziellen Stellung vorgenommen haben; 

(ii) genießen, falls sie nicht einheimische Staatsange- 
hörige sind, die gleiche Befreiung von Ein- 
wanderungsbeschränkungen, von der Registrie- 
rungspflicht für Ausländer und von staatlichen 
Dienstverpflichtungen (einschließlich Militärdienst- 
verpflichtungen) und die gleichen Erleichterungen 
bezüglich Devisenbeschränkungen, wie sie die 
Mitglieder den Vertretern, Beamten und Ange- 
stellten vergleichbaren Ranges anderer Mitglieder 
einräumen; 

(iii) genießen bezüglich Reisemöglichkeiten die gleiche 
Behandlung, wie sie die Mitglieder den Ver- 
tretern, Beamten und Angestellten vergleichbaren 
Ranges anderer Mitglieder gewähren. 

Abschnitt 9 
Befreiung von Besteuerung 

(a) Die Corporation, ihre Vermögenswerte, ihr Eigen- 
tum, ihr Einkommen und ihre durch dieses Abkommen 
erlaubte Geschäftstätigkeit und Transaktionen sind von 
jeder Besteuerung und von allen Zollabgaben befreit. Die 
Corporation ist ferner von der Verpflichtung zur Ein- 
ziehung oder Entrichtung von Steuern oder Abgaben be- 
freit. 

(b) Auf oder im Hinblick auf Gehälter und andere Be- 
züge, die von der Corporation an Direktoren, Stellver- 
treter, Beamte oder Angestellte der Gesellschaft gezahlt 
werden, die nicht einheimische Staatsbürger oder andere 
einheimische Staatsangehörige sind, dürfen keine Steuern 
erhoben werden. 

(c) Von der Corporation ausgegebene Schuldverschrei- 
bungen oder sonstige Wertpapiere (einschließlich der 
Dividenden oder Zinsen hierauf), in wessen Händen sie 
sich auch befinden mögen, dürfen keiner Besteuerung, 
gleich welcher Art, unterliegen, 

(i) wenn sie eine solche Schuldverschreibung oder ein 
solches Wertpapier nur einzig deshalb benach- 
teiligt, weil das Papier von der Corporation 
ausgegeben ist; 

(ii) wenn die einzige rechtliche Grundlage für diese 
Besteuerung der Ausgabeort oder die Währung, 
in der dieses Papier ausgegeben oder zahlbar 
ist oder bezahlt wird, oder der Sitz einer von 
der Corporation unterhaltenen Niederlassung 
oder Geschäftsstelle ist. 
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(d) No taxation of ^ny kind shall be levied on any 
Obligation or security guaranteed by the Corporation 
(including any dividend or interest thereon) by whomso- 
ever held: 

(i) which discriminates against such Obligation or 
security solely because it is guaranteed by 
the Corporation; or 

(ii) if the sole jurisdictional basis for such taxa- 
tion is the location of any Office or place of 
business maintained by the Corporation. 

Section 10 
Application of Article 

Each member shall take such action as is necessary 
in its own territories for the purpose of making effec- 
tive in terms of its own law the principles set forth in 
this Article and shall inform the Corporation of the 
detailed action which it has taken. 

Section 11 
Waiver 

The Corporation in its dicretion may waive any of 
the Privileges and immunities conferred under this Ar- 
ticle to such extent and upon such conditions as it may 
determine. 


ARTICLE VII 

Amendments 

(a) This Agreement may be amended by vote of three- 
fifths of the Governors exercising four-fifths of the total 
voting power. 

(b) Notwithstanding paragraph (a) above, the affirma- 
tive vote of all Governors is required in the case of any 
amendment modifying: 

(i) the right to withdraw from the Corporation 
provided in Article V, Section 1; 

(ii) the pre-emptive right secured by Article II, 
Section 2 (d) ; 

(iii) the limitation on liability provided in Ar- 
ticle II, Section 4. 

(c) Any proposal to amend this Agreement, whether 
emanating from a member, a Governor or the Board of 
Directors, shall be communicated to the Chairman of 
the Board of Governors who shall bring the proposal 
before the Board of Governors. When an amendment has 
been duly adopted, the Corporation shall so certify by 
formal communication addressed to all members. Amend- 
ments shall enter into force for all members three months 
after the date of the formal communication unless the 
Board of Governors shall specify a shorter period. 


ARTICLE VIII 

Interpretation and Arbitration 

(a) Any question of Interpretation of the provisions of 
this Agreement arising between any member and the 
Corporation or between any members of the Corpora- 
tion shall be submitted to the Board of Directors for its 
decision. If the question particularly affects any member 
of the Corporation not entitled to appoint an Executive 
Director of the Bank, it shall be entitled to representa- 
tion in accordance with Article IV, Section 4 (g). 

(b) In any case where the Board of Directors has 
given a decision under (a) above, any member may 
require that the question be referred to the Board of 
Governors, whose decision shall be final. Pending the 
result of the reference to the Board of Governors, the 
Corporation may, so far as it deems necessary, act on 
the basis of the decision of the Board of Directors. 


(d) Von der Corporation garantierte Schuldverschrei- 
bungen oder sonstige Wertpapiere (einschließlich der 
Dividenden oder Zinsen hierauf), in wessen Händen sie 
sich auch befinden mögen, dürfen keiner Besteuerung, 
gleich welcher Art, unterliegen, 

(i) wenn sie eine solche Schuldverschreibung oder 
ein solches Wertpapier nur einzig deshalb be- 
nachteiligt, weil das Papier von der Corporation 
garantiert worden ist, oder 
(ii) wenn die einzige rechtliche Grundlage für diese 
Besteuerung der Sitz einer von der Corporation 
unterhaltenen Niederlassung oder Geschäfts- 
stelle ist. 

Abschnitt 10 

Anwendung des Artikels 

Jedes Mitglied hat diejenigen Maßnahmen zu treffen, 
die in seinem Gebiet erforderlich sind, um durch eigene 
Gesetze die in diesem Artikel niedergel egten Grundsätze 
in Kraft zu setzen. Es hat die Corporation über die ein- 
zelnen von ihm getroffenen Maßnahmen zu unterrichten. 

Abschnitt 11 

Verzicht 

Die Corporation kann nach ihrem Ermessen in dem von 
ihr zu bestimmenden Umfang und unter den von ihr 
festzulegenden Bedingungen auf jedes der ihr gemäß 
diesem Artikel eingeräumten Vorrechte und Befreiungen 
verzichten. 

ARTIKEL VII 

Änderungen des Abkommens 

(a) Dieses Abkommen kann durch die Stimmen von 
drei Fünftel der Gouverneure, die vier Fünftel der ge- 
samten Stimmrechte vertreten, geändert werden. 

(b) Unbeschadet des Absatzes (a) ist die Zustimmung 
aller Gouverneure erforderlich für eine Änderung 

(i) des Rechts zum Austritt aus der Corporation 
gemäß Artikel V Abschnitt 1; 

(ii) des durch Artikel II Absdinitt 2 Absatz (d) 
gesicherten Bezugsrechts; 

(iii) der durch Artikel II Abschnitt 4 vorgesehenen 
Haftungsbeschränkung. 

(c) Alle Vorschläge zur Änderung dieses Abkommens, 
ungeachtet, ob sie von einem Mitglied, einem Gouverneur 
oder dem Direktorium ausgehen, sind dem Vorsitzenden 
des Gouverneursrates zuzuleiten, der sie dem Gouver- 
neursrat vorlegt. Ist die Änderung ordnungsmäßig an- 
genommen, so hat die Corporation dies allen Mitglie- 
dern durch formelle Benachrichtigung mitzuteilen. Ände- 
rungen werden für alle Mitglieder drei Monate nach 
der formellen Benachrichtigung verbindlich, sofern nicht 
der Gouverneursrat eine kürzere Frist bestimmt hat. 


ARTIKEL VIII 

Auslegung und Schiedsgerichtsyerfahren 

(a) Alle Zweifelsfragen bezüglich der Auslegung der 
Bestimmungen dieses Abkommens, die sich zwischen 
einem Mitglied und der Corporation oder zwischen Mit- 
gliedern der Corporation ergeben, sind dem Direkto- 
rium zur Entscheidung zu unterbreiten. Wenn die Frage 
besonders ein Mitglied der Corporation betrifft, das 
nicht zur Ernennung eines Direktors in der Bank be- 
rechtigt ist, so ist es zu einer Vertretung gemäß 
Artikel IV Abschnitt 4 Absatz (g) berechtigt. 

(b) In den Fällen, in denen das Direktorium eine Ent- 
scheidung gemäß Absatz (a) getroffen hat, kann jedes 
Mitglied verlangen, daß die Frage dem Gouverneursrat 
überwiesen wird, dessen Entscheidung endgültig ist. So- 
lange kein Ergebnis der Überweisung an den Gouver- 
neursrat vorliegt, kann die Corporation, soweit sie es 
für notwendig erachtet, nach Maßgabe der Entscheidung 
des Direktoriums handeln. 


20 



(c) Whenever a disagreement arises between the Cor- 
poration and a country which has ceased to be a 
member, or between the Corporation and any member 
during the permanent Suspension of the Corporation, 
such disagreement shall be submitted to arbitration by a 
tribunal of three arbitrators, one appointed by the Cor- 
poration, another by the country involved and an 
umpire who, unless the parties otherwise agree, shall be 
';:'ointed by the President of the International Court of 
Justice or such other authority as may have been pre- 
scribed by regulation adopted by the Corporation. The 
umpire shall have full power to settle all questions of 
procedure in any case where the parties are in dis- 
agreement with respect thereto. 


ARTICLE IX 

Final Provisions 

Section 1 

Entry into Force 

This Agreement shall enter into force when it has been 
signed on behalf of not less than 30 governments whose 
subscriptions comprise not less than 75 percent of the 
total subscriptions set forth in Schedule A and when the 
instruments referred to in Section 2(a) of this Article 
have been deposited on their behalf, but in no event 
shall this Agreement enter into force before October 1, 
1955. 

Section 2 

Signature 

(a) Each government on whose behalf this Agreement 
is signed shall deposit with the Bank an instrument set- 
ting forth that it has accepted this Agreement without 
reservation in accordance with its law and has taken 
all Steps necessary to enable it to carry out all of its 
obligations under this Agreement. 


(b) Each government shall become a member of the 
Corporation as from the date of the ddposit on its be- 
half of the instrument referred to in paragraph (a) 
above except that no government shall become a mem- 
ber before this Agreement enters into force under Sec- 
tion 1 of this Article. 

(c) This Agreement shall remain open for signature 
until the dose of business on December 31, 1956, at the 
Principal Office of the Bank on behalf of the Govern- 
ments of the countries whose names are set forth in 
Schedule A. 

(d) After this Agreement shall have entered into 
force, it shall be open for signature on behalf of the 
government of any country whose membership has been 
approved pursuant to Article II, Section 1 (b). 

Section 3 

Inauguration of the Corporation 

(a) As soon as this Agreement enters into force under 
Section 1 of this Article the Chairman of the Board of 
Directors shall call a meeting of the Board of Directors. 

(b) The Corporation shall begin opefations on the 
date when such meeting is held. 

(c) Pending the first meeting of the Board of Gover- 
nors, the Board of Directors may exercise all the powers 
of the Board of Governors except those reserved to the 
Board of Governors under this Agreement. 

DONE at Washington, in a single copy which shall 
remain deposited in the ardiives of the International 
Bank for Reconstruction and Development, which has 
indicated by its signature below its agreement to act 
as depository of this Agreement and to notify all gov- 
ernments whose names are set forth in Schedule A of 
the date when this Agreement shall enter into force 
under Article IX, Section 1 hereof. 


(c) Kommt es zwischen der Corporation und einem 
Land, das als Mitglied ausgeschieden ist, oder zwischen 
der Corporation und einem Mitglied nadi der endgülti- 
gen Einstellung der Geschäftstätigkeit der Corporation 
zu einer Meinungsverschiedenheit, so ist diese zur Ent- 
scheidung einem aus drei Schiedsrichtern bestehenden 
Schiedsgericht zu unterbreiten. Ein Schiedsrichter wird 
von der Corporation und der zweite von dem beteilig- 
ten Land ernannt; der Obmann des Schiedsgerichts 
wird, sofern die Parteien nicht anders Übereinkommen, 
von dem Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs 
oder einer anderen durch eine allgemeine Anordnung 
der Corporation bestimmten Instanz ernannt. Der Ob- 
mann hat Vollmacht, alle Verfahrensfragen zu regeln, 
über die die Parteien sich nicht zu einigen vermögen. 

ARTIKEL IX 

Schlußbestimmungen 

Abschnitt 1 

Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt in Kraft, sobald es im Namen 
von mindestens 30 Regierungen unterzeichnet worden 
ist, deren Zeichnungen nicht weniger als 75 vom Hundert 
der Summe der in Verzeichnis A vorgesehenen Zeich- 
nungen umfassen, und sobald die in Abschnitt 2 Ab- 
satz (a) dieses Artikels bezeichneten Urkunden in ihrem 
Namen hinterlegt worden sind. Keinesfalls jedoch tritt 
dieses Abkommen vor dem 1. Oktober 1955 in Kraft. 

Abschnitt 2 

Unterzeichnung 

(a) Jede Regierung, in deren Namen dieses Abkom- 
men unterzeichnet wird, hat bei der Bank eine Urkunde 
zu hinterlegen, aus der hervorgeht, daß sie dieses Ab- 
kommen ohne Vorbehalt und in Übereinstimmung mit 
ihrem innerstaatlichen Recht angenommen und alle not- 
wendigen Schritte unternommen hat, um alle ihr gemäß 
diesem Abkommen obliegenden Verpflichtungen erfüllen 
zu können. 

(b) Jede Regierung wird mit Wirkung von dem Zeit- 
punkt Mitglied der Corporation, in dem für sie die in 
Absatz (a) bezeichnete Urkunde hinterlegt wird; jedoch 
kann keine Regierung Mitglied werden, solange dieses 
Abkommen nicht gemäß Abschnitt 1 dieses Artikels in 
Kraft getreten ist. 

(c) Dieses Abkommen steht den Regierungen der im 
Verzeichnis A aufgeführten Länder am Sitz der Bank bis 
zum Geschäftsschluß am 31. Dezember 1956 zur Unter- 
zeichnung offen. 

(d) Nach dem Inkrafttreten dieses ^Abkommens steht 
es der Regierung eines jeden Landes zur Unterzeich- 
nung offen, dessen Mitgliedschaft gemäß Artikel 11 Ab- 
schnitt 1 Absatz (b) genehmigt worden ist. 

Abschnitt 3 

Aufnahme der Geschäftstätigkeit 

(a) Sobald dieses Abkommen gemäß Abschnitt 1 dieses 
Artikels in Kraft getreten ist, beruft der Vorsitzende 
des Direktoriums eine Sitzung des Direktoriums ein. 

(b) ‘ Die Corporation nimmt am Tage dieser Sitzung 
ihre Geschäftstätigkeit auf. 

(c) Bis zur ersten Sitzung des Gouverneursrates kann 
das Direktorium alle Befugnisse des Gouverneursrates 
mit Ausnahme derjenigen, die nach diesem Abkommen 
nur dem Gouverneursrat Vorbehalten sind, ausüben. 

AUSGEFERTIGT in Washington in einem einzigen 
Exemplar, das in den Archiven der Internationalen 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung hinterlegt 
bleibt, die sich durch ihre nachstehende Unterschrift 
einverstanden erklärt hat, als Hinterlegungsstelle für 
dieses Abkommen tätig zu werden und allen in Ver- 
zeichnis A auf geführten Regierungen den Zeitpunkt be- 
kanntzugeben, an dem dieses Abkommen gemäß 
Artikel IX Abschnitt 1 in Kraft tritt. 
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SCHEDULE A 


VERZEICHNIS A 


Subscriptions to Capital Stock of the 
International Finance Corporation 


Co u ntry 

Number of 
Shares 

Amount 
(in United 
States dollars) 

Australia 

2,215 

2,215,000 

Austria 

554 

554,000 

Belgium 

2,492 

2,492,000 

Bolivia 

78 

78,000 

Brazil 

1,163 

1,163,000 

Burma 

166 

166,000 

Canada 

3,600 

3,600,000 

Ceylon 

166 

166,000 

Chile 

388 

388,000 

China 

6,646 

6,646,000 

Colombia 

388 

388,000 

Costa Rica 

22 

22,000 

Cuba 

388 

388,000 

Denmark 

753 

753,000 

Dominican Republic 

22 

22,000 

Ecuador 

35 

35,000 

Egypt 

590 

590,000 

El Salvador 

11 

11,000 

Ethiopia 

33 

33,000 

Finland 

421 

421,000 

France 

5,815 

5,815,000 

Germany 

3,655 

3,655,000 

Greece 

277 

277,000 

Guatemala 

22 

22,000 

Haiti 

22 

22,000 

Honduras 

11 

11,000 

Iceland 

11 

11,000 

India 

4,431 

4,431,000 

Indonesia 

1,218 

1,218,000 

Iran 

372 

372,000 

Iraq 

67 

67,000 

Israel 

50 

50,000 

Italy 

1,994 

1,994,000 

Japan 

2,769 

2,769,000 

Jordan 

33 ’ 

33,000 

Lebanon 

50 

50,000 

Luxerhbotirg 

111 

111,000 

Mexico 

720 

720,000 

Netherlands 

3,046 

3,046,000 

Nicaragua 

9 

9,000 

Norway 

554 

554,000 

Pakistan 

1,108 

1,108,000 

Panama 

2 

2,000 

Paraguay 

16 

16,000 

Peru 

194 

194,000 

Philippines 

166 

166,000 

Sweden 

1,108 

1,108,000 

Syria 

72 

72,000 

Thailand 

139 

139,000 

Turkey 

476 

476,000 

Union of South Africa 

1,108 

1,108,000 

United Kingdom 

14,400 

14,400,000 

United States 

35,168 

35,168,000 

Uruguay 

116 

116,000 

Venezuela 

116 

116,000 

Yugoslavia 

443 

443,000 

Total; 

100,000 

$ 100,000,000 


Zeichnungen auf das (Grundkapital der 
Internationalen Finanz-Corporation 


Land 

Zahl der 
Anteile 

Betrag: 

(in United 
States-Dollar) 

Australien 

2215 

2 215 000 

Österreich 

554 

554 000 

Belgien 

2 492 

2 492 000 

Bolivien 

78 

78 000 

Brasilien 

1 163 

1 163 000 

Burma 

166 

166 000 

Kanada 

3 600 

3 600 000 

Ceylon 

166 

166 000 

Chile 

388 

388 000 

China 

6 646 

6 646 000 

Kolumbien 

388 

388 000 

Costa Rica 

22 

22 000 

Cuba 

388 

388 000 

Dänemark 

753 

753 000 

Dominikanische Republik 

22 

22 000 

Ecuador 

35 

35 000 

Ägypten 

590 

590 000 

El Salvador 

11 

11 000 

Äthiopien 

33 

33 000 

Finnland 

421 

421 000 

Frankreich 

5 815 

5 815 000 

Deutsdiland 

3 655 

3 655 000 

Griechenland 

277 

277 000 

Guatemala 

22 

22 000 

Haiti 

22 

22 000 

Honduras 

11 

11 000 

Island 

11 

11 000 

Indien 

4 431 

4 431 000 

Indonesien 

1 218 

1 218 000 

Iran 

372 

372 000 

Irak 

67 

67 000 

Israel 

50 

50 000 

Italien 

1 994 

1 994 000 

Japan 

2 769 

2 769 000 

Jordanien 

33 

33 000 

Libanon 

50 

50 000 

Luxemburg 

111 

111 000 

Mexiko 

720 

720 000 

Niederlande 

3 046 

3 046 000 

Nicaragua 

9 

9 000 

Norwegen 

554 

554 000 

Pakistan 

1 108 

1 108 000 

Panama 

2 

2 000 

Paraguay 

16 

16 000 

Peru 

194 

194 000 

Philippinen 

166 

166 000 

Schweden 

1 108 

1 108 000 

Syrien 

72 

72 000 

Thailand 

139 

139 000 

Türkei 

476 

476 000 

Südafrikanische Union 

1 108 

1 108 000 

Vereinigtes Königreich 

14 400 

14 400 000 

Vereinigte Staaten 

35 168 

35 168 000 

Uruguay 

116 

116 000 

Venezuela 

116 

116 000 

Jugoslawien 

443 

443 000 

Summe: 

100 000 

$ 100 000 000 
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(Übersetzung) 


Erläuterndes Memorandum 

zum Entwurf eines Abkommens über die Internationale 
Finanz-Corporation 


In diesem Erläuternden Memorandum zum 
Entwurf eines Abkommens über die Interna- 
tionale Finanz-Corporation (im folgenden 
Satzung [Charter] genannt) finden sich die 
Begründungen zu einigen Bestimmungen 
-dieser Satzung; weiter wird erläutert, wie 
sich einige der allgemeinen Bestimmungen 
der Satzung voraussichtlich in der Praxis aus- 
wirken werden, und schließlich werden be- 
deutsame Unterschiede und Ähnlichkeiten 
zwischen den Bestimmungen der Satzung und 
denen des Abkommens über die Bank her- 
ausgestellt. Eine Reihe von Bestimmungen 
des Bankabkommens, die nicht in die Satzung 
aufgenommen wurden, weil sie offensiichtlich 
nicht anwendbar oder überflüssig sind, findet 
dabei jedoch keine ausdrückliche Erwähnung. 

Dieses Memorandum bildet keinen 
Bestandteil der Satzung 

ARTIKEL I 
Aufgabe 

In idlesem Artikel wird klargestellt, daß die 
Corporation im wesentlichen die Aufgabe 
hat, die wirtschaftliche Entwicklung ihrer 
Mitgliedsländer dadurch zu unterstützen, daß 
sie den privaten Sektor ihrer Volkswirt- 
schaften In seinem Wachstum fördert. Weiter 
wird darin festgestellt, daß die Corporation 
bei der Durchführung dieser Aufgabe den 
Einsatz von privatem Kapital ergänzen und 
fördern, nicht aber mit ihm in Wettbewerb 
treten soll. 

Es sollte beachtet werden, daß 'die Satzung 
kein Mitgliedsland aus dem Tätigkeitsbereich 
der Corporation ausschließt; jedoch wird in 
Artikel I der Charakter der Corporation 
ausdrücklich als der eines Institutes im Dienste 


der wirtschaftlichen Entwicklung hervorge- 
hoben, das seine Tätigkeit vor allem in den 
weniger entwickelten Ländern entfalten soll. 

Wenn auch nicht vorgesehen ist, daß die 
Corporation die Unternehmen, denen sie 
Kapital zur Verfügung stellt, nach Maßgabe 
ihrer wirtschaftlichen Priorität auswählt, so 
wird doch in Artikel I darauf hingewiesen, 
daß die Corporation nur solche Unternehmen 
finanzieren soll, die in dem Sinne produktiv 
sind, daß sie zur Entwicklung der Volkswirt- 
schaften der Mitgliedsländer, in denen sie 
tätig sind, beitragen. 

In der Satzung wird nicht ausdrücklich ge- 
fordert, daß die privaten Kapitalgeber, mit 
denen die Corporation die Finanzierung ge- 
meinsam vornimmt, gleichzeitig mit ihr neues 
Kapital In dem betreffenden Unternehmen 
investieren. Es wird jedoch erwartet, daß die 
Corporation in der Regel nur dann eine 
Finanzierung vornimmt, wenn zumindest 
ungefähr um die gleiche Zeit neues privates 
Kapital In dem betreffenden Unternehmen 
investiert wird. 


ARTIKEL II 

Mitgliedschaft und Kapital 

Abschnitt 1 
Mitgliedschaft 

Dieser Abschnitt schließt sich im wesentlichen 
an die entsprechende Bestimmung des Bank- 
abkommens (Art. II Abschn. 1) an; es be- 
steht jedoch die Abweichung, daß als Vorbe- 
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dingung für die Mitgliedsdiaft bei der Cor- 
poration die Mitgliedsdiaft bei der Bank und 
nidit die beim Internationalen Währungs- 
fonds festgelegt ist. 

Abschnitt 2 
Grundkapital 

In diesem Abschnitt wird die Höhe des 
Grundkapitals in US-Dollar und nicht wie 
im Bankabkommen (Art. II Abschn. 2 
Abs. (a)) in Golddollar ausgedrückt. Da die 
Satzung im Gegensatz zum Bankabkommen 
keine Bestimmung über die Aufrechterhal- 
tung des Wertes der Währungsbestände und 
nichts, was mit der 80 v. H.-Haftung aus den 
gezeidineten Anteilen in etwa vergleichbar 
wäre, enthält, schien es nicht erforderlich, 
das Grunclkapital in Golddollar auszudrücken. 

Das gesamte genehmigte Grundkapital der 
Corporation (100 000 000 $) ist in erster 
Linie den Stammitgliedern zur Zeichnung Vor- 
behalten. Wenn alle in Anhang A auf geführ- 
ten Mitglieder der Bank Mitglieder der Cor- 
poration werden, so ist damit das genehmigte 
Grundkapital in voller Höhe gezeichnet, und 
es bleibt keine Zeichnungsmöglichkeit für 
neue Mitglieder übrig. Dies steht im Gegen- 
satz zu der bei der Bank getroffenen Rege- 
lung; dort waren nur 90 v. H. des genehmig- 
ten Grundkapitals den Stammitgliedern zur 
Zeichnung vorbehaten, und es stanclen dem- 
zufolge etwa 10 v.H. für neue Mitglieder zur 
Verfügung. Daher wird unter Absatz (c) 
Nr. (i) bestimmt, daß das Grundkapital, um 
Erstzeichnungen neu hinzutretender Mitglie- 
der zu ermöglichen, bis zu einem Höchstsatz 
von 10 V. H. (10 000 Anteile) erhöht wer- 
den darf, ohne daß dafür eine Dreiviertel- 
mehrheit der gesamten Stimmenzahl (Abs. (c) 
Nr. (ii)) erforderlich ist oder daß das 
Optionsrecht (Abs. (d)) zum Zuge kommt. 
Bei anderen Kaoitalerhöhungen der Corpo- 
ration werden diese beiden Vorschriften je- 
doch wirksam, entsprechend der Regelung in 
der Bank (Art. II Abschn. 2 Abs. (b) und 3 
Abs. (c)). 

Abschnitt 3 
Zeichnungen 

Gemäß diesem Abschnitt und Anhang A 
steht die Erstzeichnung jedes Stammitglieds 
in einem bestimmten Verhältnis zu dem Be- 
trag, den es zum Grundkapital der Bank ge- 
zeichnet hat. Daher wird, wenn alle Mitglie- 


der der Bank der Corporation als Stamm- 
mitglieder beitreten, jecles Mitglied mit dem 
gleidien Anteil am Grundkapital der Cor- 
poration beteiligt sein wie am Grundkapital 
der Bank. Auf der anderen Seite hat der 
Nichtbeitritt eines Mitglieds der Bank zur 
Corporation auf die Höhe der von den an- 
deren Mitgliedern zu zeichnenden Beträge 
keinen Einfluß. Damit die Corporation in 
ihren ersten Jahren nicht gezwungen ist, mit 
unzureichenden Mitteln zu arbeiten, ist in 
diesem Abschnitt vorgesehen, daß jedes 
Stammitglied den Betrag seiner Erstzeich- 
nung innerhalb von 30 Tagen, nachdem die 
Corporation Ihre Tätigkeit aufnimmt, oder 
innerhalb von 30 Tagen von dem Zeitpunkt 
ab gerechnet, zu dem das betreffende Mit- 
gliecl der Corporation beitritt, je nachdem 
welcher Zeitpunkt später liegt, voll einzah- 
len muß, es sei denn, daß die Corporation 
diese Frist verlängert. Es ist anzunehmen, 
daß sich die Corporation mit dem Ge- 
danken tragen wird, Ihre Kapitalmittel 
bis zu dem Zeitpunkt, an welchem sie 
für Ihre Finanzierungsgeschäfte benötigt 
werden, in geeigneten Schuldtiteln anzulegen, 
um sich so Einnahmen zur Deckung ihrer 
Verwaltungsausgaben zu verschaffen; hierzu 
wird sie durch Artikel III Abschn. 6 Nr. (il) 
ermächtigt. Die somit vorgeschriebene Ein- 
zahlung des vollen Betrages der Erstzeich- 
nung dürfte unter Berücksichtigung Ihrer 
Höhe keine unbillige Belastung für die Mit- 
gliedsländer darstellen. In der Praxis dürfte 
sich daraus die Notwendigkeit ergeben, ge- 
setzgeberische oder sonstige Schritte zur Ge- 
nehmigung dieser Zahlungen mehr oder we- 
niger gleichzeitig mit den Schritten, durch die 
die Zustimmung zum Erwerb der Mitglied- 
schaft eingeholt wird, einzuleiten. 

Abschnitt 4 

Beschränkung der Haftung 

In diesem Abschnitt wird die in Artikel II 
Abschn. 6 des Bankabkommens enthaltene 
Vorschrift den Aufgaben der Corporation 
angepaßt. 

Abschnitt 5 

Beschränkung der Übertragung und der 
Verpfändung von Anteilen 

Dieser Abschnitt deckt sich im wesentlichen 
mit den entsprechenden Bestimmungen des 
Bankabkommens (Art. II Abschn. 10). 
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ARTIKEL III 

Geschäftstätigkeit 

Abschnitt 1 
Finanzierungstätigkeit 

In diesem Abschnitt wird die Corporation 
ermächtigt, im Gebiet ihrer Mitglieder Gel- 
der in privaten produktiven Unternehmen 
zu investieren. Man rechnet zwar damit, daß 
sich die Finanzierungstätigkeit der Corpora- 
tion in der Hauptsache auf Industriebetriebe 
erstrecken wird, die Corporation kann ihre 
Mittel aber auch in landwirtschaftlichen Be- 
trieben, Kreditinstituten und Handels- oder 
sonstigen wirtschaftlichen Unternehmen in- 
vestieren. Um zu entscheiden, ob sich ein Un- 
ternehmen in dem Gebiet eines Mitglieds- 
landes befindet, sollen nicht formale Ge- 
sichtspunkte, wie etwa bei Kapitalgesellschaf- 
ten der Geschäftssitz, bestimmend sein. Es ist 
vielmehr beabsichtigt, daß für die Entschei- 
dung Faktoren, wie die tatsächliche Lage des 
Betriebes und der Ort, an dem sich die In- 
vestierungen unmittelbar wirtschaftlich aus- 
wirken, den Ausschlag geben sollen. 

Abschnitt 2 
Arten der Finanzierung 

In diesem Abschnitt erhält die Corporation 
die Ermächtigung, Kapitalanlagen in der 
Form vorzunehmen, die sie nach Lage des 
Falles für geeignet hält. Es besteht dabei nur 
die einzige Einschränkung, daß sie ihre Mit- 
tel nicht in Aktien, gleichgültig, ob Stamm- 
oder Vorzugsaktien, anlegen darf. Abgesehen 
von dieser Einschränkung soll es der Cor- 
poration freistehen, ihre Kapitalanlagen den 
Erfordernissen des einzelnen Falles, ein- 
schließlich der Gattung des finanzierten Un- 
ternehmens, seiner finanziellen Lage und den 
geltenden örtlichen Gesetzen anzupassen. 

Es wird erwartet, daß die Corporation diese 
weitgehenden Vollmachten dazu benutzen 
wird, um Kapitalanlagen zu Bedingungen 
vorzunehmen, die einen finanziellen Gewinn 
sichern, der dem eingegangenen Risiko ent- 
spricht. So kann man beispielsweise in Fällen, 
in denen private Geldgeber normalerweise 
auf einer Aktienbeteiligung bestehen wür- 
den, durchaus damit rechnen, daß die Cor- 
poration eine Gewinnbeteiligung in den von 
ihr finanzierten Unternehmen verlangt so- 
wie für jeden an ihrer Stelle eintretenden 
privaten Geldgeber das Recht fordert, Zeich- 


nungen auf das Grundkapital oder eine Um- 
wandlung der Anlage in Beteiligungskapital 
(Aktien) vorzunehmen. Es ist anzunehmen, 
daß die Corporation bei der Festlegung der 
Form der einzelnen Kapitalanlagen sich wahr- 
scheinlich von ihrem Interesse sowohl an 
dem Erfolg des finanzierten Unternehmens 
wie auch an der Erlangung eines für private 
Geldgeber attraktiven Portefeuilles von In- 
vestment-Papieren leiten lassen wird. 

Abschnitt 3 

Grundsätze für die Geschäftstätigkeit 

In diesem Abschnitt werden in allgemeiner 
Form die Richtlinien für die Tätigkeit der 
Corporation festgelegt. 

Von besonderer Bedeutung sind die der Cor- 
poration auferlegte Verpflichtung (Nr. (i)), 
keinerlei Finanzierungen vorzunehmen, für 
die nach ihrer Auffassung genügend privates 
Kapital zu annehmbaren Bedingungen er- 
hältlich ist, das Verbot (Nr. (iv)), eine Ver- 
antwortung für die Leitung von Unterneh- 
men zu übernehmen, in denen die Corpora- 
tion Kapital angelegt hat, sowie die Bestim- 
mung (Nr. (vi)), die Corporation solle be- 
strebt sein, ihre Mittel dadurch auf revolvie- 
render Basis einzusetzen, daß sie ihre Kapi- 
talanlagen an private Kapitalgeber verkauft, 
wenn immer sie das zu befriedigenden Be- 
dingungen tun kann. 

Nummer (ii) enthält die Zusicherung an die 
Mitglieder, daß die Corporation Unterneh- 
men nicht Kapital zur Verfügung stellen 
wird, wenn das betreffende Mitglied gegen 
die in Aussicht genommene Finanzierung 
Einspruch erhebt. Die Corporation wird ge- 
eignete Vorkehrungen treffen, um alle Mit- 
gliedsregierungen, idie das wünschen, über 
alle in ihrem Gebiet beabsichtigten Finanzie- 
rungen zu unterrichten. Es sei jedoch darauf 
hingewiesen, daß das Abkommen keine Be- 
stimmung enthält, derzufolge die Corpora- 
tion verpflichtet ist, vor einer Kapitalanlage 
eine ausdrückliche Zustimmung der betref- 
fenden Regierung einzuholen. 

Nummer (ill) deckt sich Im wesentlichen mit 
der entsprechenden Bestimmung des Bank- 
abkommens (Art, III Abschn. 5 Abs. (a)). In 
Nummer (v) sind die hauptsächlichsten Ge- 
sichtspunkte aufgeführt, die die Corporation 
bei der Festlegung der Bedingungen für ihre 
Investierungen berücksichtigen soll. In Num- 
mer (vii) wird der Corporation die Ver- 
pflichtung auferlegt, sich um eine Streuung 
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ihrer Kapitalanlagen zu bemühen. Es ist zu 
erwarten, daß diese Streuung in der Praxis 
sowohl geographisch als auch in bezug auf 
die versdiiedenen Typen der Unternehmen 
zum Ausdruck kommen wird. 

Im Zusammenhang mit der Bestimmung, daß 
die Corporation bestrebt sein soll, ihre Mit- 
tel auf revolvierender Basis einzusetzen 
(Nr. (vl)) schien es angdbradit, in die Satzung 
keine Bestimmung des Inhalts aufzu- 
nehmen, daß beim Verkauf der Kapital- 
anlagen einer oder mehreren bestimmten 
Gruppen von Käufern der Vorzug zu geben 
Ist. Jedoch dürfte die Corporation es oft für 
notwendig oder zweckmäßig halten, bei Ka- 
pitalanlagen den privaten Geldgebern, mit 
denen sie in dem Unternehmen zusammen- 
arbeitet, ein Vorkaufsrecht zum Erwerb der 
Anlage der Corporation zu gewähren. Über- 
dies dürfte die Corporation, wenn sich Ihr 
mehrere Möglichkeiten bieten, eine Kapital- 
anlage zu ungefähr gleichen Bedingungen zu 
verkaufen, bei der Auswahl des Käufers ver- 
mutlich nicht außer acht lassen, daß eine 
Förderung der örtlichen Kapitalmärkte er- 
wünscht ist. 

Es ist damit zu rechnen, daß die Richtlinien 
für die Geschäftstätigkeit, die in der Satzung 
niedergelegt sind, durch eine mehr ins ein- 
zelne gehende und umfassende Erklärung des 
Direktoriums der Corporation über die zu 
verfolgende Geschäftspolitik ergänzt wer- 
den. Diese Erklärung wird sich vermutlich 
u. a. auch auf die Frage erstrecken, inwieweit 
man von der Corporation erwarten kann, 
daß sie sich davon überzeugt, ob die von Ihr 
zur Verfügung gestellten Kapitalmittel wirk- 
sam und wirtschaftlich eingesetzt werden und 
ob dort, wo derartige Mittel zum Kauf von 
Waren verwandt werden, diese Waren zu an- 
gemessenen Bedingungen und auf günstigen 
Märkten gekauft werden. 

Abschnitt 4 
Schutz ihrer Belange 

In diesem Abschnitt wird die Corporation 
unbeschadet aller sonstigen Bestimmungen 
der Satzung ermächtigt, alle geeigneten Maß- 
nahmen zu treffen, um in allen Lagen, in 
denen nach ihrer Auffassung die von ihr vor- 
genommenen Investierungen gefährdet sind, 
ihre Belange zu schützen. So würde beispiels- 
weise die für den Normalfall gedachte Be- 
grenzung der Befugnisse der Corporation 
beim Erwerb von Aktien und bei der Über- 


nahme von Verantwortungen in der Be- 
triebsleitung sie nicht daran hindern, im Falle 
einer solchen Gefährdung diese Befugnisse 
auszuüben. 

Abschnitt 5 

Anwendbarkeit gewisser Devisen- 
restriktionen 

Es ist der Zweck dieses Abschnitts, die Cor- 
poration in bezug auf Devisenbeschränkun- 
gen, Bestimmungen und Kontrollen seitens 
des Landes, in dem sie Kapitalanlagen vor- 
nimmt, in eine Lage zu versetzen, die der 
privater Kapitalgeber Im allgemeinen soweit 
wie möglich gleichkommt. Es mag darauf 
hingewiesen werden, daß keine Bestimmung 
der Satzung dem entgegensteht, daß die Cor- 
poration wie jeder private Geldgeber mit der 
betreffenden Regierung über geeignete Vor- 
kehrungen hinslditlich des Transfers von Er- 
trägen und Gewinnen aus investierten Kapi- 
talien verhandelt. 

Abschnitt 6 
Verschiedene Geschäfte 

In diesem Abschnitt wird die Corporation 
ermächtigt, verschiedene Arten von sonstigen 
Geschäften zu betreiben, soweit sie sich zur 
Erreichung der Ziele der Corporation als not- 
wendig oder wünschenswert erweisen. Die 
auf diese Weise genehmigten Tätigkeiten um- 
fassen zwar auch die Ausgabe von eigenen 
Schuldtiteln der Corporation, es wird jedoch 
nicht angenommen, daß die Corporation Ge- 
legenheit haben wird, in den ersten Jahren 
ihrer Tätigkeit Passivgeschäfte zu betreiben. 

Durch die Bestimmungen dieses Abschnitts 
wird die Corporation in der gleichen Weise 
wie die Bank durch das Bankabkommen 
(Art. IV Abschn. 8 Nr. (i) und (ü)) er- 
mächtigt, zur Erleichterung des Verkaufs 
von Wertpapieren, in denen sie Kapital ange- 
legt hat, diese zu garantieren, ferner Wert- 
papiere aus ihrem Portefeuille oder Wert- 
papiere, die sie ausgegeben oder garantiert 
hat, zu kaufen und zu verkaufen. Jedoch 
braucht die Corporation im Gegensatz zur 
Bank angesichts der besonderen Eigenart 
ihrer Funktionen und unter Berücksichtigung 
des wahrscheinlichen Volumens ihrer Anlage- 
tätigkeit nicht auf Grund der Bestimmungen 
ihrer Satzung die Erlaubnis der betreffen- 
den Regierung einzuholen, bevor sie von die- 
ser Ermächtigung Gebrauch macht, wenn sie 
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natürlich audi den einsdilägigen Gesetzen des 
betreffenden Landes unterliegen würde. Es 
ist anzunehmen, daß die Befugnis, Wert- 
papiere zu garantieren, äußerst selten, wenn 
überhaupt, ausgeübt werden wird. 

Abschnitt 7 
Bewertung von Währungen 

Die in diesem Abschnitt zugesprochene Er- 
mächtigung dürfte, wenn überhaupt, vor 
allem in Fällen des Austritts eines Mitgliedes 
oder bei einer Auflösung der Corporation 
von Bedeutung sein und auch dann nur, 
wenn keine offizielle Parität besteht oder die 
offizielle Parität unrealistisch erscheint. Man 
erwartet, daß sich die Corporation in der 
Praxis, bevor sie im Rahmen dieses Ab- 
schnitts einen Beschluß faßt, sowohl mit dem 
betreffenden Mitglied bzw. den betreffenden 
Mitgliedern als auch mit dem Internationalen 
Währungsfonds berät. 

Abschnitt 8 

Auf den Wertpapieren anzubringender 
Vermerk 

Dieser Abschnitt fügt zu den Bestimmungen 
des entsprechenden Abschnitts des Bank- 
abkommens (Art. IV Abschn. 9) das Erfor- 
dernis hinzu, daß jedes von der Corpora- 
tion ausgegebene und garantierte Wertpapier 
auf seiner Vorderseite einen Vermerk des In- 
halts tragen solle, daß es sich dabei um keine 
Schuldverschreibungen der Bank hanclelt. 

Abschnitt 9 
Verbot politischer Tätigkeit 

Dieser Abschnitt gleicht dem entsprechenden 
Abschnitt des Bankabkommens (Art, IV 
Abschn. 10). 


ARTIKEL IV 

Organisation und Geschäftsführung 

Abschnitt 1 
Aufbau der Corporation 

Diese Bestimmung gleicht im wesentlichen 
der entsprechenden Bestimmung des Bank- 
abkommens (Art. V Abschn. 1), mit der Aus- 
nahme, daß hier neben einem Präsidenten 
auch ein Vorsitzender des Direktoriums er- 
wähnt wird. Wie unten im Zusammenhang 


mit Abschnitt 5 ausgeführt wird, ist beab- 
sichtigt, daß bei der Corporation im Gegen- 
satz zur Weltbank das Amt des Vorsitzen- 
den und das des Präsidenten nicht in einer 
Hand liegen sollen. Abgesehen von dieser 
Unterschiedlichkeit soll der allgemeine orga- 
nisatorische Aufbau der Corporation der 
gleiche wie der der Bank sein, wodurch die 
Corporation in die Lage versetzt wird, Vor- 
teile aus den von der Bank bereits ange- 
knüpften Beziehungen zu ziehen. 

Abschnitt 2 
Gouverneursrat 

In diesem Abschnitt werden dem Gouver- 
neursrat der Corporation die gleichen um- 
fassenden Vollmachten und das gleiche allge- 
meine Recht erteilt, diese Vollmachten auf 
das Direktorium zu übertragen, wie sie der 
Gouverneursrat der Bank durch das Bank- 
abkommen (Art. V Abschn. 2) erhalten hat. 
Die gleichen Vollmachten, die dem Gouver- 
neursrat der Weltbank Vorbehalten sind, 
bleiben dem Gouverneursrat der Corpora- 
tion Vorbehalten, mit der Ausnahme, daß zu 
den nichtübertragbaren Vollmachten das 
Recht gehört, über die Ausschüttung von 
Dividenden zu beschließen (an Stelle des 
Rechts, die Verteilung derNetto-Gewinne zu 
bestimmen); ferner wurde hier eine neue 
Bestimmung hinzugefügt, nämlich das Recht, 
die Satzung abzuändern (siehe Art. VH 
unten). 

Die Bestimmungen, daß die Mitglieder der 
Corporation in dem Gouverneursrat der 
Bank und der Corporation durch die glei- 
chen Gouverneure und Stellvertretenden 
Gouverneure vertreten sein sollen, und daß 
die Jahresversammlung des Gouverneursrats 
der Corporation in Verbindung mit der Jah- 
resversammlung des Gouverneursrats der 
Bank abgehalten werden soll, dienen dem 
Zwech, die enge Verbindung zwischen der 
Bank und der Corporation zu betonen und 
die Ausgaben für die Jahresversammlung der 
Corporation auf ein Mindestmaß zu be- 
schränken. Angesichts der bescheidenen 
Größe der Corporation wurde von einer Be- 
stimmung, wie sie etwa in Artikel V 
Abschn. 2 Abs. (c) des Bankabkommens ent- 
halten ist und die besagt, daß eine Sitzung 
des Gouverneursrats einzuberufen ist, wenn 
fünf Mitglieder oder Mitglieder, die ein Vier- 
tel der Gesamtstimmenzahl auf sich vereini- 
gen, dies fordern, als unangebracht und un- 
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nötig abgesehen. Wenn auch in der Satzung, 
wie bei der Bank, vorgesehen ist, daß die Gou- 
verneure und die Stellvertretenden Gouver- 
neure ihre Tätigkeit ehrenamtlich ausüben 
sollen, so rechnet man doch damit, daß die 
Corporation durch Ausführungsbestimmun- 
gen (by-laws) ermächtigt wird, ihnen die 
Ausgaben zu erstatten, die ihnen anläßlich 
der Teilnahme an den Sitzungen des Gou- 
verneursrats zusätzlich zu denen entstehen, 
die sich für sie auf jeden Fall aus der Teil- 
nahme an den Sitzungen des Gouverneurs- 
rats der Bank ergeben hätten. Aus diesem 
Grunde ist in der Satzung keine Bestimmung 
über die Erstattung von Ausgaben enthalten. 

Abschnitt 3 
Abstimmung 

Die Vorschriften über Abstimmungen glei- 
chen denen des Bankabkommens (Art. V 
Abschn. 3). 

Abschnitt 4 

Das Direktorium 

Die Bestimmungen in bezug auf das Direk- 
torium sind mit der unten angeführten Aus- 
nahme im wesentlichen die gleichen, wie sie 
im Bankabkommen hinsichtlich der Direk- 
toren (Art. V Abschn. 4) niedergelegt sind. 
Der Hauptunterschied besteht darin, daß die 
im Bankabkommen enthaltenen Bestimmun- 
gen über die Bestellung und Wahl der Direk- 
toren in der Satzung durch die Vorschrift 
ersetzt werden, daß die Direktoren der Bank 
sowie deren Stellvertreter kraft Amtes die 
entsprechende Funktion bei der Corporation 
innehaben, allerdings unter der Vorausset- 
zung, daß sie wenigstens ein Land vertreten, 
das Mitglied der Corporation ist. Diese Re- 
gelung wird als eine wirksame und wirt- 
schaftliche Methode zur Erreichung der ge- 
wünschten engen Verbindung und gegensei- 
tigen Abstimmung zwischen Bank und Cor- 
poration vorgeschlagen. Die einzigen sonsti- 
gen Abweichungen wesentlicher Art bestehen 
darin, daß die Vorschrift, die Direktoren soll- 
ten in Permanenz tagen, als unzweckmäßig 
gestrichen und die Bestimmung, die Direk- 
toren sollten die Vollmacht zur Einsetzung 
von Ausschüssen haben, als überflüssig fort- 
gelassen wird. 

In der Satzung ist eine Zahlung von Vergü- 
tungen an Direktoren und stellvertretende 
Direktoren nicht vorgesehen. Es besteht nicht 
die Absicht, einem Direktor oder Stellver- 


tretenden Direktor der Bank, der für seine 
hauptamtliche Tätigkeit bei der Bank eine 
Vergütung erhält, eine zusätzliche Entschä- 
digung für seine Tätigkeit als Direktor oder 
Stellvertretender Direktor der Corporation 
zu gewähren. Jedoch dürfte ein Direktor 
oder Stellvertretender Direktor der Bank, 
der nicht hauptamtlich bei ihr beschäftigt 
ist und daher nur eine Teilvergütung erhält, 
vermutlich für die zusätzliche Zeit, die er als 
Direktor oder als Stellvertretender Direk- 
tor der Corporation tätig ist, einen Anspruch 
auf Vergütung haben. 

Die Direktoren der Bank erklären sich bei 
der Billigung der Satzung einstimmig damit 
einverstanden, zu empfehlen, daß der Gou- 
verneursrat der Corporation Ausführungs- 
bestimmungen (by-laws) annimmt, in wel- 
cher die Gesamtsumme der einem Direktor 
oder Stellvertretenden Direktor der Corpora- 
tion zu zahlenden Vergütung und seiner Ver- 
gütung als Direktor oder Stellvertretender 
Direktor der Bank auf die Höchstvergütung 
beschränkt wird, die er als Direktor oder 
Stellvertretender Direktor der Bank erhalten 
könnte. 

Abschnitt 5 

Vorsitzender, Präsident und Personal 

Gemäß den Bestimmungen dieses Abschnitts 
übt der Präsident der Bank das Amt des 
Vorsitzenden des Direktoriums der Corpora- 
tion aus. Es ist ein besonderer Präsident vor- 
gesehen, der der Vorgesetzte des Personals 
der Corporation sein, aber der allgemeinen 
Dienstaufsicht des Vorsitzenden unterstehen 
soll. Diese Regelung dient dem Zweck, die 
Geschäftstätigkeit der Bank und der Cor- 
poration aufeinander abzustimmen, während 
sie gleichzeitig die Möglichkeit gibt, daß die 
Corporation eine eigene Leitung hat, deren 
Stellung und Befugnisse zur Entfaltung einer 
wirksamen Tätigkeit ausreichen. Abgesehen 
von den Unterschieden, die nötig sind, um 
diese Lösung zu ermöglichen, deckt sich die- 
ser Abschnitt im wesentlichen mit dem ent- 
sprechenden Abschnitt des Bankabkommens 
(Art. V Abschn. 5). 

Die Satzung enthält keine Bestimmung über 
die Vergütung des Vorsitzenden. Die Direk- 
toren der Bank erklärten sich bei der Billi- 
gung der Satzung einstimmig damit einver- 
standen, dem Gouverneursrat der Corpora- 
tion die Annahme einer Ausführungsbestim- 
mung (by-law) zu empfehlen, In der vorge- 
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sehen wird, daß der Vorsitzende keinerlei 
Vergütung erhalten soll. 


Abschnitt 6 

Beziehungen zur Bank 

Es ist in Aussicht genommen, daß sich die 
Corporation wenigstens in den Anfängen 
ihrer Geschäftstätigkeit in reichlichem Maße 
der fachlichen und der verwaltungsmäßigen 
Einrichtungen sowie des Personals der Bank 
bedient. Zu diesem Zwecke werden die Bank 
und die Corporation voraussichtlich Abma- 
chungen über eine Zusammenarbeit treffen, 
auf Grund deren die Corporation der Bank 
die Kosten der von ihr geleisteten Dienste 
erstattet. Abgesehen von Regelungen dieser 
Art hat die Corporation, wie in diesem Ab- 
schnitt gefordert wird, ihre Mittel scharf ge- 
trennt von denen der Bank zu halten und 
davon abzusehen, bei irgendwelchen Finan- 
zierungen die Bank in Anspruch zu nehmen. 


Abschnitt 7 

Beziehungen zu anderen internationalen 
Organisationen 

In diesem Abschnitt wird die grundsätzliche 
Verfahrensregel aufgestellt, daß die Corpora- 
tion über die Bank in formale Vereinbarun- 
gen mit den Vereinten Nationen eintreten 
soll und daß sie auch mit anderen Sonder- 
organisationen derartige Abmachungen tref- 
fen kann. 


Abschnitt 8 

Sitz der Geschäftsstellen 

In der Bestimmung, daß die Hauptgeschäfts- 
stelle der Corporation ihren Sitz am glei- 
chen Ort wie die Hauptgeschäftsstelle der 
Bank haben soll, kommt die Auffassung zum 
Ausdruck, daß die Corporation eine Tochter- 
esellschaft der Bank ist. Die Bestimmung 
insichtlich anderer Geschäftsstellen deckt 
sich im allgemeinen mit der Bestimmung des 
Bankabkommens über Agenturen oder 
Zweigstellen (Art. V Abschn. 9 Abs. (b)); es 
erschien daher überflüssig, eine Bestimmung 
über regionale Geschäftsstellen etwa der Art, 
wie sie im Bankabkommen enthalten ist, in 
die Satzung aufzunehmen (Art. V Absdin. 
10 ). 


Abschnitt 9 
Hinterlegungsstellen 

Dieser Abschnitt paßt die entsprechende Be- 
stimmung des Bankabkommens (Art. V 
Abschn. 11) an die besonderen Aufgaben der 
Corporation an. 


Abschnitt 10 
Verbindungsstellen 

Dieser Abschnitt ist zur Erleichterung der 
Verwaltungsarbeit aufgenommen worden. 


Abschnitt 11 

Veröffentlichung von Berichten und 
Bereitstellung von Informationen 

Dieser Abschnitt enthält die gleichen Bestim- 
mungen wie der entsprechende Abschnitt des 
Bankabkommens (Art. V Abschn. 13) mit 
Ausnahme derjenigen, daß die Corporation 
ihren Mitgliedern eine zusammengefaßte 
Übersicht über ihre finanzielle Lage sowie 
eine Gewinn- und Verlustrechnung in „an- 
gemessenen Zeitabständen“ und nicht, wie im 
Bankabkommen vorgesehen ist, in „Abstän- 
den von drei Monaten oder weniger“ über- 
mitteln soll. 


Abschnitt 12 
Dividenden 

Absatz (a) unterscheidet sich von der ent- 
sprechenden Bestimmung des Bankabkommens 
(Art. V Abschn. 14 Abs. (a)) dadurch, daß 
hier die Ausschüttung von Dividenden so- 
wohl aus dem Übersdiuß als auch aus dem 
Nettoeinkommen ausdrücklich erlaubt und 
daß nicht festgelegt ist, daß der Beschluß 
über die Dividendenausschüttung jährlich er- 
folgen solle. Absatz (b), in dem eine pro rata- 
Ausschüttung von Dividenden an alle Mit- 
glieder vorgesehen ist, unterscheidet sich we- 
gen der Unterschiede in bezug auf die Ver- 
pflichtungen der Mitglieder hinsichtlich ihrer 
Einlagen notwendigerweise von den Bestim- 
mungen über Dividenden in den Artikeln 
des Bankabkommens (Art. V Abschn. 14 
Abs. (b)). Es wird angenommen, daß die 
Corporation normalerweise die Dividenden 
in konvertiblen Währungen zahlen wird. 
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ARTIKEL V 

Austritt und Suspendierung der Mitglied- 
schaft; Einstellung der Geschäftstätigkeit 

Abschnitt 1 
Ausscheiden von Mitgliedern 

Abschnitt 2 
Suspendierung der Mitgliedschaft 

Diese Abschnitte gleichen den entsprechen- 
den Bestimmungen des Bankabkommens 
(Art. VI Abschn. 1 und 2). 


Abschnitt 3 

Suspendierung oder Erlöschen 
der Mitgliedschaft bei der Bank 

Dieser Abschnitt läßt sich mit der Bestim- 
mung des Bankabkommens vergleichen 
(Art. VI Abschn. 3), nach der jedes Mit- 
glied, dessen Mitgliedschaft beim Internatio- 
nalen Währungsfonds erlischt, auch die Mit- 
glieclschaft bei der Bank verliert; dieser Ab- 
schnitt enthält jedoch keinerlei Bestimmung 
über ein Weiterbestehen der Mitgliedschaft 
für den Fall, daß ein entsprechender Be- 
schluß mit einer Dreiviertel-Mehrheit gefaßt 
wird.^ Es sei darauf hingewiesen, daß die Sus- 
pendierung bzw. das Erlöschen der Mitglied- 
schaft bei der Corporation keine Wirkung 
auf die Stellung der Mitglieder bei der Bank 
hat. 

Abschnitt 4 

Rechte und Pflichten der Regierungen, 
deren Mitgliedschaft erlischt 

Dieser Abschnitt legt zur Abrechnung mit 
den Regierungen, deren Mitgliedschaft er- 
lischt, ein etwas andersgeartetes und ein- 
facheres Verfahren fest, als es Im Bankab- 
k(>mmen vorgesehen ist (Art. VI Abschn. 4). 
Die Hauptänderungen ergaben sich zum Teil 
zwangsläufig aus der unterschiedlichen Kapi- 
talstruktur der Bank und der Corporation, 
zum Teil aus der Erfahrung der Bank selber. 
Eine bedeutende Änderung besteht darin, 
daß die Corporation durch die Satzung aus- 
drücklich ermächtigt wird, eine Verein- 
barung mit der Regierung, deren Mitglied- 
schaft erlischt, auszuhandeln, in der nicht nur 
ein Rücklauf der Anteile der betreffenden 
Regierungen zu angemessenen Bedingungen, 
sondern auch eine endgültige Regelung aller 


Verbindlichkeiten der Regierung gegenüber 
der Corporation vorgesehen wird. Falls keine 
derartige Vereinbarung getroffen wird. Ist 
das anzuwendende Verfahren Im allgemeinen 
das gleiche wie das im Bankabkommen vor- 
gesehene, mit der Ausnahme, daß es der Cor- 
poration Vorbehalten bleibt, die Währung zu 
bestimmen, in der die Zahlung erfolgen soll. 

Abschnitt 5 

Einstellung der Geschäftstätigkeit 
und Regelung der Verbindlichkeiten 

Dieser Abschnitt ähnelt dem entsprechenden 
Abschnitt des Bankabkommens (Art. VI 
Abschn. 5) mit der Ausnahme, daß er durch 
Zusammenfassung einiger Bestimmungen 
zum Schutz der Gläubiger und dadurch, daß 
der Corporation bei der Festlegung dei 
Form der Verteilung mehr Spielraum als der 
Bank gegeben wird, vereinfacht wurde. 


ARTIKEL VI 

Rechtsstellung, Immunitätsrechte 
und Privilegien 

Die in diesem Artikel behandelten Privile- 
gien und Immunitätsrechte werden der Cor- 
poration und nicht etwa den von der Corpo- 
ration finanzierten Unternehmen gewährt. 
Diese Unternehmen genießen auf Grund der 
Kapitalanlagen der Corporation keine beson- 
dere Rechtsstellung. 

Der ganze Artikel hält sich genau an Ar- 
tikel VII des Bankabkommens mit den fol- 
genden Ausnahmen; 

(a) Abschnitt 6, in dem «eine allgemeine Be- 
freiung des Vermögens von Beschränkungen 
ausgesprochen ist, steht unter dem Vorbehalt 
von Artikel III Abschn. 5, durch den die 
Anwendung von Devisenbeschränkungen In 
dem Land, in dem investiert wird, gestattet 
wird (siehe Art. III Abschn. 5 oben). 

(b) Es wurde ein neuer Abschnitt (Abschn. 11) 
hinzugefügt, durch den die Corporation aus- 
drücklich ermächtigt wird, auf alle Prlvile- 
legien oder Immunitätsrechte, die von der 
Satzung verliehen werden, zu verzichten. 

(c) Auf Grund der In Abschnitt 11 ausge- 
sprochenen allgemeinen Ermächtigung zu 
einem Verzicht enthält Abschnitt 8 Nr. (i) 
nicht den im Bankabkommen (Art. VII Ab- 
schn. 8 Nr. (i)) enthaltenen besonderen Hin- 
weis auf den Verzicht. 
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Es wird erwartet, daß die Corporation in 
allen Fällen von der Ermächtigung zum Ver- 
zicht Gebrauch machen wird, in denen sie 
durch die Geltendmachung eines durch die 
Satzung gewährten Immunitätsrechts oder 
Privilegs eine unfaire Wettbewerbsposition 
erhalten könnte, was sich nicht mit ihrer 
Aufgabe in Einklang bringen ließe, private 
Kapitalanlagen zu fördern und den privaten 
Kapitalgebern in den Kapitalexportländern 
zu beweisen, wie attraktiv die Gewinne sind, 
die aus Kapitalanlagen in weniger entwickel- 
ten Ländern erzielt werden können. 

Ein besonderer Kommentar wäre zu Ab- 
schnitt 7 zu geben, in dem vorgesehen wird, 
daß jedes Mitglied den amtlichen Nachrich- 
tenverkehr der Corporation in derselben 
Weise behandelt wie den amtlichen Nach- 
richtenverkehr von Regierungen. Auf der 
Konferenz für internationales Fernmelde- 
wesen in Buenos Aires im Jahre 1952 wurde 
die Frage aufgeworfen, ob Sonderorganisa- 
tionen in bezug auf Ihren Nachrichtenver- 
kehr Im allgemeinen ebenso behandelt wer- 
den sollen wie Regierungen, und diese Frage 
wird zur Zeit von den Vereinten Nationen 
und der Internationalen Fernmelde-Union 
(International Telecommunicatlon Union) 
geprüft. Angesichts der geplanten engen Ver- 
bindung zwischen der Bank und der Corpo- 
ration erschien es wünschenswert, in die 
Satzung eine Bestimmung aufzunehmen, auf 
Grund derer der Corporation In bezug auf 
den Nachrichtenverkehr die gleichen Vor- 
rechte zu gewähren sind wie der Bank. 
Nichtsdestoweniger erwartet man im Inter- 
esse der Corporation, daß die Corporation 
die praktische Durchführung dieser Bestim- 
mung unter Zurateziehung der zuständigen 
Stellen der Internationalen Fernmelde-Union 
ausarbeiten wird. 


ARTIKEL VII 

Änderungen des Abkommens 

Dieser Artikel stimmt im wesentlichen mit 
dem Artikel VIII des Bankabkommens über- 
ein. Es besteht jedoch die Abweichung, daß 
hierin zwecks Vereinfachung des Ände- 
rungsverfahrens bestimmt wird, daß Ände- 
rungen schon durch einen zustimmenden Be- 
schluß nur der Gouverneure zustande kom- 
men und daß es nicht einer Zustimmung so- 


wohl der Gouverneure als auch der Mitglie- 
der bedarf. 


ARTIKEL VIII 

Auslegung und Schiedsgerichtsverfahren 

Dieser Artikel stimmt im wesentlichen mit 
dem Artikel IX des Bankabkommens über- 
ein. 


ARTIKEL IX 
Schlußbestimmungen 


Abschnitt 1 
Inkrafttreten 

Gemäß den Bestimmungen dieses Abschnitts 
bedarf die Satzung zu Ihrem Inkrafttreten 
der Annahme durch nicht weniger als 30 
Regierungen, deren Zeichnungen mindestens 
75 V. H. des gesamten genehmigten Kapitals 
der Corporation umfassen. Beim Bankab- 
kommen (Art. XI Abschn. 1) mußten min- 
destens 65 V. H. der gesamten In Anhang A 
zu den Artikeln des Bankabkommens ange- 
gebenen Zeichnungen durchgeführt sein; eine 
Mindestzahl von Zeichnern war dort nicht 
vorgeschrieben. 

Abschnitt 2 
Unterzeichnung 

Dieser Abschnitt stimmt im wesentlichen mit 
dem entsprechenden Abschnitt des Bankab- 
kommens (Art. XI Abschn. 2) überein. Es 
bestehen jedoch die folgenden Abweichungen: 

Erstens ist die Annahmeurkunde zum Ab- 
kommen bei der Bank und nicht bei der 
Regierung der Vereinigten Staaten zu hinter- 
legen, wie auch die Bank sein Inkrafttreten 
bekanntzugeben hat. Zweitens enthält die 
Satzung keine Bestimmung darüber, daß die 
Regierungen bei Unterzeichnung des Ab- 
kommens eine erstmalige Zahlung für die 
Verwaltungsausgaben der Corporation zu 
leisten haben. Es wird ferner erwartet, daß 
kleinere Ausgaben, die vor der Zahlung der 
Zeichnungsbeträge entstehen können, zu- 
nächst von der Bank getragen werden, der 
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die Gelder später von der Corporation zu- 
rückerstattet werden sollen. Drittens sind die 
Absätze (h) und (i) des Artikels XI Absdin. 2 
des Bankabkommens als unanwendbar fort- 
gelassen worden. 

Was die territoriale Geltung der Satzung an- 
betrifft, so wird allseitig anerkannt, daß die 
Erwähnung des Gebietes eines Mitglieds in 
der Satzung alle Gebiete einschließt, für 
deren internationale Beziehungen dieses Mit- 
glied verantwortlich ist, mit Ausnahme der- 
jenigen, die von der betreffenden Regierung 
in der Annahmeurkunde ausdrücklidi ausge- 
nommen sind, und daß diese Ausschließung 
daher nicht als ein Vorbehalt im Sinne von 
Artikel IX Abschn. 2 Abs. (a) anzusehen ist. 
Angesichts dieser Tatsache ist keine, der 
Klausel für territoriale Geltung in dem Ar- 
tikel des Bankabkommens (Art. XI Abschn. 2 


Abs. (g)) entsprechende Bestimmung in die 
Satzung aufgenommen worden. 

Abschnitt 3 
Aufnahme der Geschäftstätigkeit 

Da für die Corporation keine Direktoren 
gewählt zu werden brauchen, sieht dieser Ab- 
schnitt für die Aufnahme der Geschäftstätig- 
keit ein einfacheres Verfahren vor, als es im 
Falle der Bank möglich war (Art. XI 
Abschn. 3). Die Bestimmungen unter Ab- 
satz (c), durch die das Direktorium ermäch- 
tigt wird, bis zur ersten Sitzung des Gouver- 
neursrats alle Befugnisse des Gouverneursrats 
auszuüben (mit Ausnahme der nicht über- 
tragbaren Befugnisse) entheben die Gouver- 
neure der Notwendigkeit, eine Sitzung abzu- 
halten, bevor die Corporation ihre Ge- 
schäftstätigkeit aufnimmt. 
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